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Blickwinkel 
verschieben
Von Fritz Wolf | Früher sprach man von Gegenöffent-
lichkeit, heute, unverbindlicher, von alternativen
Medien. Diese befassen sich mit Themen, die im pu-
blizistischen Mainstream keinen Platz finden. Manche
laufen auch im Mainstream gegen den Mainstream.

Sugárka Sielaff zeigte im NDR-Medienmagazin „Zapp“,
wie im deutschen Fernsehen Schauspieler mit dunk-
ler Hautfarbe meist nach Klischee besetzt werden:
guter Afrikaner, böser Dealer, armer Asylant. Als Liz
Baffoe einmal von „Schloss Einstein“ ein Angebot
bekam, einfach nur eine Lehrerin zu spielen, war sie
platt. Die Autorin des Zapp-Beitrags sagte über ihre
Absicht: „Ich wollte ein wenig den Blickwinkel ver-
schieben.“ Anfang Mai erhielt sie den Sonderpreis
Medienkritik des „Alternativen Medienpreises“. Der
wird vergeben von der Nürnberger Medianakademie
und der Stiftung Journalistenakademie München ge-
meinsam mit weiteren Unterstützern, darunter auch
der dju. Prämiiert werden in mehreren Kategorien
Beiträge in allen Medien. Die Themen: antirassistisch,
antifaschistisch, friedensbewegt. 

Zu den Preisträgern gehört die Schülerzeitung Q-rage,
nach eigenen Angaben die größte überregionale
Schülerzeitung Deutschlands: sie befasst sich mit
Rassismus in der Gesellschaft. Die Aktivitäten der
Neonazis beobachtet die Internet-Seite a.i.d.a. („An-
tifaschistische Informations-, Dokumentations- und
Archivstelle“) Inzwischen liegt ein großes Archiv vor.
Wie wichtig solche Dokumentation ist, zeigt sich an
den Fahndungsdefiziten bei der Mordserie der
Zwickauer Zelle. Alternativ heißt für a.i.d.a. auch,
dass das Bayrische Innenministerium den Verein un-
ter linksextrem abspeichert und nach Kräften behin-
dert. Dazu die Jury: „Zum Glück lässt sich das AIDA-
Archiv nicht einschüchtern, sondern macht weiter.“ 

Auch der Dokumentarfilm „Blut wird fließen“ (M 2 /
2012) erhielt einen Preis. Thomas Kuban hat heim-
lich auf Neonazi-Rockkonzerten gedreht. Er öffnet
den Blick auf furchterregende Szenen und blutrüns-
tige Texte. Hunderte solcher Konzerte finden in
Deutschland jedes Jahr statt. „Blut muss fließen“
wurde auf der Berlinale zum ersten Mal gezeigt. 
Alternativ ist für den Film auch die Finanzierung.
Kein Sender hat sich für das Projekt interessiert, keine
Filmförderung. Die Autoren finanzieren es jetzt über
Crowdfunding. 

Axel Springer gründete vor 60 Jahren die 
Bild-Zeitung – Anlass für einen Blick auf die
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Auf der Straße
wie im Netz
Schlendern auf dem Boulevard. Viele mögen es, 
warum nicht? Zeit zum Träumen, Beobachten, Un-
terhalten, Einkaufen – Ablenken von alltäglicher
Tristesse, den eigenen Problemen, der Weltpolitik! 

Aber alles Boulevard, womöglich mit der Zeit herun-
tergekommen? Das kann es auch nicht sein – weder
auf der Straße noch in den Medien. Bei Letzteren kann
man sich leider des Eindrucks nicht erwehren, dass
die unterhaltenden, oft auf sexuelle Anreize, Abson-
derliches, Vulgäres, Primitives ... reduzierten Inhalte
zunehmend obsiegen gegenüber hoher Spielfilmkunst,
dem Dokumentarischen, der investigativen Reportage,
der seriösen Nachricht, dem kritischen Magazin. Die
Boulevardisierung der Information schreitet voran,
sagen Medienwissenschaftler. Auch wenn die besten
Zeiten der Boulevardzeitungen offenbar vorbei sind –
selbst bei der 60jährigen Bild: Von einer generellen
Krise des Boulevardjournalismus kann nicht die Re-
de sein. Er wuchert auf allen Kanälen, hat seine Aus-
wirkungen auf die Programmpolitik der Öffentlich-
rechtlichen. Und auch im Internet werden die
„Freunde einer eher emotionalisierten Berichterstat-
tung schnell fündig“. „Alle gegen Bild“ ist da nicht
genug, um diesen Trend zu stoppen! (S. 6 – 11)

Gehen wir von der Straße ins weltweite Netz, pop-
pen auch hier bunte Banner auf, locken reißerische
Headlines und bunte Allerwelt-Videos ins Burlesque.
Aber ebenso begegnet man journalistischen High-
lights oder niveauvollen Diskussionsplattformen. 
Allein die Affinität großer Teile der Netzgemeinde
zur Gratiskultur trübt das Wissen um die Chancen
und Möglichkeiten des digitalen Mediums. Kreative
Werke werden kostenlos verscherbelt. „Profaner
Diebstahl geistigen Eigentums“ nennen es Künstler
und Autoren mit ihrer neuesten Unterschriftenaktion:
www.wir-sind-die-urheber.de. Tatort-Autoren und
inzwischen viele andere hatten zuvor ihre Stimme
erhoben (M 3 / 2012). Auch die Initiative Urheber-
recht – zu der ver.di gehört – mahnt „mehr Respekt
vor der kreativen Leistung“ an. Doch der Gesetzge-
ber schweigt, was die Rechtsunsicherheit im Netz
weiter verschärft. M fragte bei Abgeordneten der
Bundestagsfraktionen und bei der Piratenpartei nach
ihren Vorschlägen zur Ausgestaltung des Urheber-
rechts im Internetzeitalter (S. 12 –15).

Karin Wenk,
verantwortliche Redakteurin
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Drei Mal wurden Fotos
mit dem Thema der 
„Arabellion“ beim 
World Press Photo 
Contest prämiert:

Das Siegerfoto von
Samuel Aranda (Spanien)
wurde in einer Moschee

im Jemen aufgenommen
(S. 29)

Demonstranten auf dem
Tahrir-Platz in Kairo 
(oben, 8. Platz)

Rebellen kämpfen in 
Libyen (links, 16. Platz)
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Hochschule „Ernst Busch“
erhält zentralen Neubau
Musikalischer Tumult auf Berliner Straßen – selbst -
bewusst und ideenreich protestierten Studenten der
Schauspielschule „Ernst Busch“ mit Performances ge-
gen die Streichung des Neubaus ihrer Hochschule
durch den Berliner Senat. Mit Erfolg, die Entschei-
dung wurde zurück genommen. 

„Berlin firmiert ständig als Stadt der Theater, da-
mit sollte eine solche Diskussion eigentlich nicht not-
wendig sein“, brachte es Roswitha Weber, Vorsitzende
der Fachgruppe Darstellende Kunst von ver.di auf den
Punkt. Und beschrieb damit eine erneute Peinlichkeit
Berliner Landespolitik. „Der Um- bzw. teilweise Neubau
der alten Opernwerkstätten in Berlin-Mitte, Chaussee -
straße zum Campus ist seit Jahren zugesagt. 2015 hät-
ten die Studenten umziehen sollen. Doch nun be-
ginnt die Politik, sich von den Plänen zu verabschie-
den. Dabei sind bereits Millionen geflossen. Ende
April beschloss die SPD-Fraktion im Abgeordneten-
haus eine Kehrtwende. Statt des Neubaus sollen die
vier alten Standorte saniert werden. Im Haushalt, über
den im Mai entschieden wird, sollen ab 2012 nur
noch 20 Millionen Euro für eine Sanierung stehen
(2008 geplante 29 Millionen für einen zentralen
Standort). Damit dürfte das Projekt platzen“, hieß es
in einer Pressemitteilung kurz nach der Streichorgie.
„Wir solidarisieren uns mit den massiven Protesten
aus kulturellen Einrichtungen dieser Stadt und unter-
stützen die spektakulären Aktionen der Studenten der
Hochschule für einen Neubau seit dem 2. Mai“, so

Weber. Der Fachgruppenvorstand hatte an die Landes-
politik appelliert, diesem 15 Jahre andauernden Ge-
rangel um Deutschlands renommierte, älteste und
weltweit bekannte Schauspielschule endlich ein zu-
kunftsträchtiges Ende zu setzen. Letztlich war es vor
allem der zweiwöchige Streik der 170 Studenten un-
terstützt von ihren Professoren, vom Rektor und von
bekannten Schauspielerinnen wie der ehemaligen
Ernst-Busch-Absolventin Nina Hoss, der die – hoffent-
lich endgültige – Zusage für den nunmehr 33 Millio-
nen-Neubau erreichte.                                       wen n

AKTUELL

„Fuß Fassen – Tour 2012.
Wege in den Journalismus“
der deutsche Journalistinnen-
und Journalisten-Union (dju) in
ver.di und der Jungen Presse
Berlin (JPB). 
15. Juni von 14 bis 18 Uhr 
im Berliner ver.di-Haus an
der Spree
Paula-Thiede-Ufer 10, 
10179 Berlin-Kreuzberg

Fuß Fassen – Tour 2012:
Wege in den Journalismus
Die „Fuß Fassen – Tour 2012. Wege in den Journalis-
mus“ findet am 15. Juni im Berliner ver.di-Haus statt.
Der Nachmittag in Berlin beginnt nach einer kurzen
Vorstellung der Veranstalter dju in ver.di und Junge
Presse Berlin (JPB) mit einem Überblick über die Me-
dienbranche. Danach warten sechs spannende Work-
shops auf die Teilnehmerinnen und Teilnehmer. 
Renate Gensch, stellvertretende dju-Vorsitzende und
Betriebsratschefin des Berliner Verlags, stellt die Situa-
tion der Praktikanten und Volontäre in der Redaktion
vor. Gunter Haake von mediafon diskutiert mit den
jungen Leuten die Fragen „Selbstständig – sozial –
sicher? Wie kann ich mich als Freiberufler absi-
chern?“. Thilo Schmidt, freier Radiojournalist, hat
„Chancen und Grenzen des Radiojournalismus“ als
Thema gewählt. Passend zur Europameisterschaft im
Männerfußball nimmt sich RBB-Redakteuer Andreas
Ulrich, des Traumberufs Sportjournalist an, und zwar
vom Einsatz in der Kreisliga bis zur Fußball-EM. Patrick
von Krienke von der Jungen Presse Berlin gibt seine 
frischen Erfahrungen über den Berufseinstieg via Prak-
tika, Blogs und Lokalredaktionen weiter. Und für alle,
die erst mit dem Weg in den Journalismus liebäugeln,
stellt Susanne Stracke-Neumann vom dju-Nach-
wuchsprojekt Ausbildungswege vor, Studiengänge,
Journalistenschulen und das klassische Volontariat.
Anmeldung mit Nennung des gewünschten Work-
shops: fussfassen@jpb.de                                     sus n

KLICK! – Fotowettbewerb 
Der KLICK!-Award der Deutschen Welle geht in die
nächste Runde: Noch bis 30. Mai können Internetnut-
zer unter www.dw.de/klick über ihre Favoriten abstim-
men. Der Fotowettbewerb steht in diesem Jahr unter
dem Motto „Your View of Culture and Education“.
Die zehn Fotos, die bei der Online-Abstimmung die
meisten Stimmen erhalten, werden vom 25. bis 27.
Juni auf dem „Deutsche Welle Global Media Forum“
in Bonn gezeigt. Daraus wählen die Teilnehmer der
internationalen Konferenz drei Gewinner. Ausgelobt
werden ein iPod Nano (8 GB), ein iPod-Shuffle (2 GB)
und ein USB-Stick. Interessierte aus aller Welt konnten
bis 11. April Fotos zum Thema Kultur und Bildung
einreichen.                                                         Red. n

The Browse Fotofestival 
Berlin 2012 ist ein junges Event-Highlight, das vom
2. bis 30. Juni stattfindet. Adressaten sind sowohl 
Professionelle der Fotografie- und Medien-Szene als
auch Fotografie-begeisterte Menschen. Unter anderem
wird die Foto-Community zur Professional Week vom 
18. bis 22. Juni eingeladen, zu einem Meet & Greet
mit Unternehmen der Medien-, Kultur- und Kreativ-
wirtschaft, mit Infoständen, Fachvorträgen, Panel -
diskussionen, Bildvorträgen im historischen Berliner
Zeitungsviertel in Kreuzberg. 
Das ganze Programm: www.browse-fotofestival.de    n

Studenten demonstrieren an der Baustelle des über 500 Millionen Euro Projektes Hum-
boldt-Forum in Berlin wegen des Streits über den Bau ihrer Schauspielschule.  
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Ruhestand:
Sicherheit genießen.

Job: Freien Status
genießen.

Die Altersversorgung für Freie.

Kommen Sie in den Genuss:
www.pk-rundfunk.de/mmm

WAZ will Lokalredaktion 
in Siegen schließen
Vor einem weiteren Abbau journalistischer Vielfalt durch den WAZ-
Konzern hat ver.di in NRW gewarnt. Die von dem Verlagsgeschäfts-
führer der WAZ-Mediengruppe Manfred Braun angekündigte „Lo-
kaloffensive“ entpuppe sich in der ersten konkreten Handlung als
pures Kostensenkungsprojekt, erklärte die Gewerkschaft, zu der die
Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) gehört.
Braun will die aktuell erfolgreichste Lokalredaktion der Westfäli-
schen Rundschau in Siegen (Siegener Rundschau) schließen, weil der
Chefredakteur der ebenfalls zu den WAZ-Zeitungen gehörenden
Westfalenpost (WP) Hans Kläsener offenbar angeboten hat, den Lo-
kalteil ohne das in der Lokaloffensive vorgesehene zusätzliche Per-
sonal und bei Reduzierung des Honoraretats herzustellen. Die Lo-
kalredaktion der Siegener Rundschau hat bisher den Lokalteil auch
für die WP produziert und sich gegenüber der weitaus auflagenstär-
keren Siegener Zeitung in einer gesellschaftlich und weltanschaulich
deutlich pluralistischen Aufmachung als Alternative am Markt prä-
sentiert.

„Wenn die journalistische Qualität im WAZ-Konzern durch
sich überbietende Billigheimer in Verlagshäusern gesteuert wird,
bedeutet das einen Abbau von Vielfalt und Meinungsfreudigkeit ge-
rade im lokalen Bereich“, sagte ver.di-Sprecher Günter Isemeyer.
Auf diese Weise führe die angekündigte „Lokaloffensive“ letztend-
lich zum Wegfall lokaler Zeitungsvielfalt und Redaktionen. Darüber
hinaus müsse man „einen erschreckenden Umgang mit den betrof-
fenen Redakteuren registrieren“. Diese wüssten bis heute nicht, was
mit ihnen passiert. „Wenn die Verlagsgeschäftsführung klug ist,
korrigiert sie ihre Fehlentscheidung und lässt die erfolgreiche
Mannschaft weiter arbeiten“, erklärte Isemeyer.                      PM n

Journalistinnenbund lädt ein 
Der Journalistinnenbund e.V. lädt ein zur Jahrestagung „Macht.
Weiter. Denken. – Frauen in Medien und Gesellschaft“ vom 22. –
24. Juni in München. Zum 25jährigen Bestehen des JB gibt es Work-
shops, Diskussionen und Vorträge über „Pro Quote“, „Trends in TV
und Social Media“, „Macht und Verantwortung“ sowie die öffent-
liche Podiumsdiskussion „Enthüllt – Journalistinnen im arabischen
Raum“. Referentinnen sind u.a. Bestseller-Autorin Amelie Fried, Si-
bylle Bassler (Redaktionsleiterin Mona Lisa) und Sabine Asgodom
(Coach mit eigener BR-Sendung). Teilnahme ab 80 Euro, Tagungs-
orte in München: Haus der Bayerischen Wirtschaft, BR, Maximilia-
neum, Haus der Kunst. Programm unter www.journalistinnen.de.
Anmeldeschluss ist der 15. Juni 2012.                                    Red. n

Seltene Karikaturensammlung
Etwa 2.000 Karikaturen vornehmlich aus Asien und Lateinamerika,
aber auch aus Afrika und eine beträchtliche Anzahl aus der nörd -
lichen Hemisphäre zu Themen der Dekolonisation, des Neokolo-
nialismus, der Weltwirtschaft sowie der Entwicklungs- und Friedens-
politik stehen für eine weitere Verwendung bereit. Die Sammlung
ist das Ergebnis intensiver Kontakte mit Künstlern aus aller Welt,
darunter zahlreiche preisgekrönt. 

Initiator und Akteur dieser jahrelangen Pflege des internatio-
nalen und interkulturellen Dialoges zur „Nord-Süd-Konfliktkonfi-
guration“ ist das publizistische Forum Zeitschrift Entwicklungspolitik
gewesen, das für seine kritische Funktion, seine Cartoon-Wettbe-
werbe und Ausstellungen mehrfach Medienpreise erhielt. 
Interessenten wenden sich an: kompetenz.kreativ@gmx.de.     kfs n
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„Be-Zett! Be-Zett am Mittag! Das war der erste Lebens-
schrei, die Geburt einer neuen Zeitung, die mit der
Forschheit eines echten Berliner Kindes auch sogleich
ihr Lebensrecht durchsetzte“. Mit solcherlei Pathos
pries Gustav Kauda als stellvertretender Chefredakteur
im Jahre 1927 Deutschlands erste Boulevardzeitung.
Da hatte das am 22. Oktober 1904 erstmals erschiene-
ne Blatt schon 23 Jahre auf dem Buckel und schickte
sich an, die 200.000er Auflage zu übertreffen. Mit der
heutigen B.Z. hat das 1933 von den Nazis gleichge-
schaltete, zehn Jahre später eingestellte und 1953 von
Axel Springer wiederbelebte Blatt allerdings wenig zu
tun. Und auch Auflagenrekorde bricht die aktuelle
B.Z. längst nicht mehr. Vielmehr hat sie Mühe, sich
im Haifischbecken des hauptstädtischen Zeitungs-
marktes zu behaupten. Derzeit werden täglich etwas
mehr als 150.000 Exemplare abgesetzt. Allein in den ver -
gangenen zwei Jahren verlor das Blatt an die 30.000
Käufer, damit ging fast jeder sechste von der Fahne.

Ein besonders dramatischer Einbruch, aber bei-
leibe kein Einzelfall. Alle acht in der Bundesrepublik
erscheinenden Kaufzeitungen verlieren an Auflage,
teilweise weit über dem Durchschnitt aller Tageszei-
tungen. Auffällig: Gerade die Publikationen des Axel
Springer Verlags führen das Negativ-Ranking dieses
Pressesegments an. Größter Verlierer in absoluten
Zahlen sind Bild und Bild am Sonntag. Allein die Nach-
frage nach Bild sank in den letzten beiden Jahren um
350.000 Exemplare, was einem Einbruch um 11,4 Pro-
zent entspricht. Zum Vergleich: Während der Hoch-

zeit der Außerparlamentarischen Opposition verkauf-
te das Blatt mit den großbalkigen Headlines stabil
knapp fünf Millionen Exemplare. Dann begann der
Abstieg. Nach der Wende, als die ostdeutschen Leser
sich neugierig auf diesen Zeitungstyp stürzten, knüpfte
Bild vorübergehend an diese Glanzzeiten an. In dieser
Phase wetteiferte man mit der vom Burda-Verlag spe-
ziell für die Neuen Länder entwickelten Boulevardzei-
tung Super. Ein Titel, der Anfang Mai 1991 mit einer
Startauflage von 500.000 erschien, aber knapp 14 Mo-
nate später nach einem ruinösen Preiskrieg mit Sprin-
ger wieder vom Markt verschwand. Pressegeschichte
schrieb Super unter Chefredakteur Franz-Josef „Gos-
sen-Goethe“ Wagner, der das Blatt mit Schlagzeilen
wie „Angeber-Wessi mit Bierflasche erschlagen – Ganz
Bernau ist glücklich!“ ins Gespräch brachte. Ein be-
schämendes pressegeschichtliches Kapitel der Nach-
wendezeit, das der damalige Geschäftsführer und spä-
tere Focus-Chef Helmut Markwort („Fakten, Fakten,
Fakten“) schon kurze Zeit nach dem Super-Aus als Un-
erheblichkeit „aus dem Medienmuseum“ kleinreden
wollte. Inzwischen sind von den damals verkauften
4,7 Millionen Bild-Exemplaren nur noch 2,7 Millio-
nen übrig geblieben.

Natürlich unterliegt die Boulevardpresse wie die
meisten Printerzeugnisse der tendenziellen Abschwä-
chung des Geschäfts durch die erstarkende Konkur-
renz digitaler Medien. Das erklärt aber nicht die deut-
lich überproportionalen Auflagenverluste gerade der
Produkte, die mit knalligen Schlagzeilen, großforma-

„Frau in Säure aufgelöst“, „Wir sind Papst“, „Rudi haudi Saudi“
– wo solche Headlines auftauchen, ist der Boulevard nicht fern.
Seine besten Zeiten scheinen vorbei. Wie andere Tages -
zeitungen leiden auch die Boulevardblätter unter der struktu-
rellen Zeitungskrise.

Von einer generellen Krise des Boulevardjournalismus 
kann dennoch keine Rede sein. Denn er wuchert längst auch
in anderen Medien, vor allem online und im TV. 

Von Günter Herkel

1958: Nach der Arbeit schnell
ein Blick in die BZ am Abend.
Die einzige Abend- und 
Straßenverkaufszeitung der
DDR hatte bis zur Wende eine
tägliche Auflage von 200.000
Stück. 
1990 übernahm der Zeit-
schriftenverlag Gruner + Jahr
zusammen mit Robert Max-
well den Berliner Verlag und
damit auch die BZ am Abend.
Schließlich wurde daraus der
Berliner Kurier, der heute zur
Kölner Mediengruppe M. 
DuMont Schauberg gehört.

ALLES 
BOULEVARD
ODER WAS?
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Foto: Bundesarchiv, Bild  183-55783-0001, Fotograf: Horst Sturm; Rudolf Hesse
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tigen Fotos und einer kruden Mixtur aus (wenig) 
Politik und Lebenshilfe, aber umso mehr Sex und 
Crime über Jahrzehnte die Leserschaft bei der Stange
hielten. 

Wo also liegen die Ursachen für die Krise der
Kaufzeitungen? Eine einfache Erklärung drängt sich
auf: An der Transformation immer größerer Teile der
Medien in einen großen Boulevard. Boulevard, daran
sei erinnert, bedeutet „große Straße“, eine Boulevard-
zeitung ist demnach eine Zeitung, die an der Straße,
am Kiosk gekauft werden muss. Denn im Gegensatz

zu den Abonnementszeitungen wird sie nicht nach
Hause geliefert. Um in der Sprache der Werbewirt-
schaft zu reden: Diesen „unique selling point“ oder
USP hat die Boulevardpresse seit geraumer Zeit verlo-
ren. Boulevardinhalte werden heute mehr denn je frei
Haus geliefert. Ob Internet, TV oder mobile Dienste –
überall werden die Freunde einer eher emotionalisier-
ten Berichterstattung leicht fündig.

Das beginnt schon mit den Online-Ablegern der
Kaufzeitungen selbst: Im Zeichen der vom Internet
kultivierten Schnorrerkultur verzichten Einkommens-
schwache vermutlich tendenziell auf den Gang zum
Kiosk und bedienen sich gleich bei bild.de und ande-
ren Quellen. Dort wird die Welt in eine Wundertüte
aus reißerischen Headlines, bunten Allerwelts-Videos,
flackernden Werbebannern und mehr oder weniger
originellen User-Kommentaren verwandelt. Frappie-
rend an dieser Entwicklung: Sie ist längst nicht mehr
auf die originären Boulevard-Medien beschränkt. Im
Internet-Zeitalter erliegen auch Medien, die sich einst

als Gralshüter eines seriösen, aufklärerischen Journa-
lismus verstanden, der Versuchung, ihren Online-Auf-
tritt nach gänzlich anderen Kriterien zu gestalten. 

Bestes Beispiel ist Spiegel Online. „Im Milieu des
traditionsbewussten Tagesjournalismus spielt Spiegel
Online die Rolle des geachteten Flegels“, bemerkte 
bereits 2007 der im vergangenen Jahr verstorbene
Journalist und Blogger Robin Meyer-Lucht. Dass die
Website seit Jahren mit bild.de um die Online-Markt-
führerschaft bei den Informationsmedien ringt, hat
offenbar einen Preis. Ergebnis ist eine Themenmi-
schung, bei der eine Meldung über Waffenkauf durch
syrische Rebellen nahezu unvermittelt neben einem
bunten Beitrag über „Kritik an Kate: Zu viele Klamot-
ten von der Stange“ steht, wo neben dem Auktions-
weltrekord mit Munchs letztem „Schrei“ ein Video
mit Bildern von einem US-Schiffsunglück lockt. Der
frühere Spiegel-Online- und heutige Spiegel-Chef 
Mathias Müller von Blumencron soll dieses Prinzip
einmal als „Schwingen“ der Website bezeichnet haben,
als durchkomponierte Mischung aus nachrichtlichem,
analytischem und unterhaltendem Journalismus. 

Das Urteil von Meyer-Lucht, der bei Peter Glotz
über „Wettbewerbsstrategien von Nachrichtensites“
promovierte, fiel kritischer aus: „Spiegel Online hat die
Grenzen zwischen Nachrichten, Boulevard, Feuille-
ton, Reportage und Kommentar niedergerissen. Die
Trennung von Qualitäts- und Boulevardjournalismus
ist porös geworden.“ Vielleicht ist seitdem manches
korrigiert worden. Aber Meyer-Luchts Frage nach der
„Angemessenheit“ des typischen Story-Journalismus
des Internet-Ablegers von Augsteins einstigem „Sturm-
geschütz der Demokratie“ bleibt aktuell: „Kann Spiegel
Online sein Millionenpublikum verantwortungsvoll
und meinungsbildend informieren? Oder entführt die
Site ihre Leser vor allem in ein Gag-Universum mit
hohem Erregungs- und Zerstreuungswert?“

Diese Frage lässt sich mit einiger Berechtigung
auch an die Programmverantwortlichen des Mediums
Fernsehen richten. Auch dort wird der Informations-
bereich zunehmend mit Unterhaltungselementen
verbunden. Der Schweizer Medienwissenschaftler
Heinz Bonfadelli spricht in diesem Zusammenhang
von einer „Tendenz zum Infotainment als Boulevar-
disierung der Information“. Den vorläufigen traurigen
Höhepunkt erreichte diese Entwicklung mit dem 
Genre der Doku-Soap, also pseudodokumentarischen
Formaten wie „Familien im Brennpunkt“, „Mitten im
Leben“ oder „Die Schulermittler“ (alle bei RTL). Aus-
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seien der anhaltend boomende Bereich der teilweise
gescripteten Doku-Soaps und Coaching-Formate im
Fernsehen. Für Mikos liegen die Wurzeln der Coach -
ing-Formate in den Ratgebersendungen des öffent-
lich-rechtlichen Fernsehens. Das mag wohl stimmen,
fragwürdig erscheint allerdings der Schluss, den der
Medienwissenschaftler im Folgenden zieht. Mittler-
weile sei das Coaching „unterhaltungstauglich
kommerzialisiert“ worden, und zwar
„nicht zum Nachteil des Ratgebergedan-
kens“. Folgt eine Auflistung all der skur-
rilen Formate, in denen vorzugsweise
schräge  Vögel und kaputte Figuren dem
Gaudi eines offenbar für grenzenlos
voyeuristisch oder auch sadistisch ge-
haltenen Publikums ausgeliefert wer-
den. Ein paar Kostproben: „Teenie-Müt-
ter: Wenn Kinder Kinder kriegen“ (RTL
II) „Babyalarm! Teenie-Mütter in Not“ ,
„Baupfusch – Familien in Not“, „Messie-
Alarm“ (alle drei Sat.1), „Wild Wed-
ding – Ja, ich will, aber schrill“ (ProSie-
ben). „Statt eines erhobenen Zeigefin-
gers, der das Publikum eher verschreckt,
herrschen nun emotionale Inszenierung und
Beratung vor“, doziert Mikos. Es gehört schon eine
gehörige Portion Zynismus dazu, solchen Freak-Shows
Orientierungspotential „von der Wiege bis zur Bahre“
zu unterstellen. Aber Quote lässt sich mit solchen Bil-
ligformaten offenbar erzielen.                                   n

8 M 4.2012

gestellt wird da eine Parallelwelt, bevölkert von schla-
genden Vätern, betrunkenen Müttern und schwange-
ren Teenies. „Sozialporno“ nennt Bernhard Pörksen,
Medienwissenschaftler an der Uni Tübingen, derlei
Machwerke, in denen die Protagonisten auf „Schlüs-
selreize der Sexualität, der Intimität, des Privaten, des
Primitiven, des Vulgären, des Absonderlichen“ redu-
ziert werden oder sich selbst reduzieren lassen. 

ARD und ZDF senden in diesem Zeitfenster 
Formate wie „Brisant“, „Leute heute“ und „Hallo
Deutschland“, klassischen Boulevard aus People-Jour-
nalismus und Blaulicht-Geschichten. Die öffentlich-
rechtlichen Anstalten haben es aber angesichts so
scharfer Kost der Privaten immer schwerer, das Publi-
kum für die eigenen seriösen Doku-Angebote zu be-
geistern. In der Prime Time haben sie diesen Anspruch
ohnehin weitgehend aufgegeben. Dort dominieren
Talk-Formate (in jüngster Zeit immer häufiger mit
Verbraucherthemen), Quiz-Shows und „frauen affine“
Degeto-Produktionen. Letztere befördern eher eska-
pistische Tendenzen als eine ernsthafte Auseinander-
setzung mit der sozialen Realität. Dabei wäre das ein
allemal lohnendes Unterfangen. 

„In einer sich immer weiter ausdifferenzierenden
Gesellschaft verliert das Individuum den Überblick“,
schreibt der Potsdamer Fernsehwissenschaftler Lothar
Mikos im jüngsten von der Arbeitsgemeinschaft der
Landesmedienan stalten herausgegebenen „Programm -
bericht 2011 – Fernsehen in Deutschland“, dadurch
steige der „Bedarf an Orientierung“. Indikatoren dafür
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Der Unternehmer Axel Springer
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nAm 2. Mai zelebrierte der Axel SpringerVerlag den 100. Geburtstag
seines Gründers unter dem Logo „Journalist, Unternehmer, Freiheits-
kämpfer“, und punktgenau erscheint eine neue Biografie Springers,
die sich vor allem auf sein unternehmerisches Schaffen konzentriert. 

Eigentlich hatte der am 2. Mai 1912 in
Hamburg-Altona geborene Sohn einer
Verlegerfamilie Opernsänger werden
wollen. Doch seine Eltern drängen ihn
zur Übernahme des väterlichen Be-
triebs. Das Journalistenhandwerk lernt
er während der Nazizeit bei den Alto -
naer Nachrichten. Über Vita min B – heute
würde man sagen – geschicktes Net-
working – gelingt es ihm, 1948 die Li-
zenz für das Hamburger Abendblatt zu
ergattern und es zur popu lären Famili-
enzeitung zu machen. Sein erster ver -
legerischer Erfolg im Zeitschriftenseg-
ment wird das Programmheft Hörzu.

1952 konzipiert er mit Bild eine Zeitung neuen Typs, ein Boulevardblatt mit
kurzen Texten, großen Bildern und emotionalen Schlagzeilen. Der Beginn
einer jahrzehntelangen Erfolgsstory. In diesem Kontext zeichnet von Arnim
auf spannende Weise auch die Wandlung Springers zum politischen Verleger
nach. Als sein publizistisches Flaggschiff sieht dieser die 1953 überraschend
erworbene Welt an. Richtet sich letztere an das erzkonservative Bürgertum
der Republik, wird Bild seine Plattform für eine Art kampagnenbasierten
Meinungsjournalismus. Spätestens nach einer missglückten Politexkursion
nach Moskau, wo er sich im Alleingang als außenpolitischer Streiter für die

Wiedervereinigung versucht, entwickelt sich Springer zum glühenden Anti-
kommunisten. Als symbolischen Akt lässt er bereits Ende der 50er Jahre die
neue Konzernzentrale direkt an der Sektorengrenze in West-Berlin errichten. 

Mit dem Erwerb des Münchner Kindler & Schiermeyer Verlags steigt
Springer 1965 vorübergehend auch zum größten bundesdeutschen Zeit-
schriftenverleger auf. Zeitgleich setzen allerdings die öffentlichen Angriffe
auf den Konzern und dessen dominante Position auf dem Medienmarkt ein.
Diese kommen nicht nur aus den Reihen der APO, sondern auch von einst
befreundeten Verlegern wie Bucerius und Spiegel-Chef Augstein. Auch die
Kartellwächter nehmen mit der Günther-Kommission die Monopolisierung
der Medienmärkte ins Visier. Auf dem Höhepunkt der „Enteignet Sprin-
ger!“-Kampagne liebäugelt der Verleger sogar mit einem Verkauf 
großer Teile seines Imperiums. 

Biograf Tim von Arnim liefert mehr als eine Studie des unterneh -
merischen Talents Springer, die über die bisherigen Darstellungen des smar-
ten Lebemannes und Frauenhelden hinausgehen. Da dem Biografen der
ver legerische Nachlass und bislang unveröffentlichte Geschäftsunterlagen
zur Auswertung vorlagen, kommen zahlreiche unbekannte Seiten einer fa-
cettenreichen Persönlichkeit zum Vorschein, etwa Springers Schwäche für
die Astrologie, die sogar noch vor Gründung der BRD in die Herausgabe ei-
ner „Schriftenreihe für Grenzwissenschaften und Schicksalskunde“ unter
dem bezeichnenden Titel „Merlin“ mündet. Fazit: Eine lesenswerte und –
obgleich ursprünglich als Dissertation verfasst – gut lesbare Studie über
den bis heute umstrittensten Verleger der deutschen Nachkriegs geschichte.

kel n

Tim von Arnim. Und dann werde ich das größte Zeitungshaus
Europas bauen: Der Unternehmer Axel Springer. 
Campus Verlag, Frankfurt/M. 2012, 410 Seiten, 34,90 Euro.
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„Jedermann weiß, dass diese Zeitung nicht schüch-
tern ist, weiß, dass Bild gehalten ist, holzschnittartig
zu formulieren. Das passt einer Minorität von Ästhe-
ten nicht so recht. Aber in toto kommt es glänzend
an.“ So sah es einst Blattschöpfer und Verleger Axel
Springer. In sentimentaleren Momenten gestand er al-
lerdings auch, zuweilen „wie ein Hund“ unter seiner
eigenen Schöpfung zu leiden. Im Grunde ist zu Bild
alles gesagt, wenn auch selten so drastisch und präzise
wie von Gerhard Henschel im Merkur 2005, der das
Blatt als „Europas größte und übelste Sexualklatsch-
kloake“ würdigte. Nachdem eine Bild-Delegation un-
ter dem amtierenden Chefredakteur Kai Diekmann
dem Papst im Vatikan die Bild-Volksbibel überreicht
hatte, schrieb Henschel: „Ein denkwürdiges Ereignis:
Der Stellvertreter Gottes auf Erden hat dem Heraus -
geber und Chefredakteur der Bild-Zeitung eine Au-
dienz gewährt – einer Kreatur, in deren täglicher Tele-
fonsex-Kontaktbörse unersättliche Lustluder, dicke
Girls, total versaute Strohwitwen und naturgeile Nym-
phen tabulosen Männern perversen Spontansex im
Auto versprechen, nebst einer strengen Erziehung, die

aber wohl nur in den allerperversesten Ausnahme -
fällen die stimulierende Belehrung der Kunden

über die im Katechismus der katholischen
Kirche festgeschriebenen Anstandsregeln
einschließen dürfte.“ 

Dass Bild kürzlich unter der zweideu-
tigen Headline „Zapfenstreich“ die Abschaf-

fung des „Seite-1-Girls“ proklamierte, soll wohl
eine Hinwendung zu mehr Seriosität insinuieren.

Tatsächlich ist das Bemühen von Chefredaktion und
Verlagsleitung um einen Imagewandel unverkennbar.
Das gilt nicht nur für das Schmuddelressort. In der
Causa Wulff ließ sich beobachten, wie die Chefredak-
tion die Chance witterte, sich zum journalistischen
Hüter über die politische Moral der Republik aufzu-
schwingen. Selbst überregionale Qualitätszeitungen
wie FAZ und Süddeutsche wurden eingespannt, die
Bild-Recherchen über eine vermutete Vorteilsnahme
des Ex-Präsidenten zu komplettieren. Bild als investi-
gativer und staatspolitisch verantwortungsvoller
Wächter über die Pressefreiheit? Wer solches ernsthaft
glaubt, sollte vorsichtshalber noch einmal beim Deut-
schen Presserat nachfragen. Nach wie vor kassiert Bild
im Schnitt jede vierte der vom Rat erteilten Rügen, in
der Regel wegen Verstößen gegen die journalistische
Sorgfaltspflicht und Verletzung von Persönlichkeits-
rechten. Und es ist ein Treppenwitz der Medienge-
schichte, das Bild für einen Beitrag in der Affäre um
Ex-Bundespräsident Christian Wulff den renommier-
ten Henri-Nannen-Preis in Bronze „Beste investigative
Leistung“ erhielt. Zustimmung und Respekt ist dabei

Hans Leyendecker von der Süddeutschen Zeitung zu
zollen, der, auch im Namen zweier Kollegen, den Preis
für die Aufdeckung der Formel-1-Affäre“ bei der Bay-
ernLB ablehnte. Begründung: Sie wollten nicht zu-
sammen mit der Bild-Zeitung ausgezeichnet werden.

Warum diese durchsichtigen Versuche, dem „Lü-
genblatt“ (Wallraff) ein seriöses Mäntelchen überzu-
streifen? Nicht unwahrscheinlich, dass in erster Linie
ökonomische Erwägungen dahinter stecken. Zwar gilt
Bild nach wie vor als Cashcow des Springer-Konzerns.
Das liegt jedoch eher an den gestiegenen Copypreisen
als am Publikumserfolg. Denn die Bild-Auflage ist seit
den Hochzeiten der Anti-APO-Hetze in den sechziger
Jahren von fünf Millionen auf bescheidene 2,7 Mil-
lionen geschrumpft. Eine Entwicklung, die umso dra-
matischer erscheint, als sie sich vor dem Hintergrund
eines Lesermarktes abspielt, der seit der Wende um ein
Drittel gewachsen ist. 

Glaubwürdigkeitsverlust. Die Gründe für diesen ra-
santen Abstieg sind vielfältig. Zum einen erleidet Bild
das gleiche Schicksal wie die meisten anderen Print-
medien auch. Im Zeitalter der Digitalisierung schwin-
den die Chancen der „Holzmedien“, gleichzeitig kan-
nibalisiert sich das Blatt durch den eigenen Online-
Ableger bild.de selbst. Längst wird das Unterhaltungs-
bedürfnis breiter Bevölkerungskreise durch andere
Print- und Online-Medien genauso gut oder besser 
gestillt (S. 6–8). Ein weiterer Grund dürfte der galop-
pierende Glaubwürdigkeitsverlust des Blattes sein.
Musste sich ein Günter Wallraff vor 35 Jahren noch
undercover bei Bild Hannover einschleichen, um 
politische Verfälschungen der Zeitung zu enttarnen,
liefert heute Bildblog täglich und zeitnah entsprechen-
des Aufklärungsmaterial. Dass Bild in der Vergangen-
heit vor allem rot-grüne Politiker aufs Korn nahm, um
sein eigenes politisches Farbenspiel zu betreiben, ist
bekannt. Erinnert sei an das manipulierte Foto des 
damaligen Bundesumweltministers Jürgen Trittin bei
einer vermeintlichen Gewaltdemo. Umgekehrt ist
noch lebhaft in Erinnerung, wie Bild dem einstigen
Verteidigungsminister Karl Theodor zu Guttenberg
auch noch die Stange hielt, als dessen plumpes Plagiat
längst Objekt staatsanwaltlicher Ermittlungen war.
Den Sturz des einstigen Senkrechtstarters und politi-
schen Hätschelkindes konnte indes auch Bild nicht
verhindern. So reift allmählich die Erkenntnis, dass
der politische Einfluss des einst so mächtigen Massen-
blatts analog zur Auflage rasant gesunken ist. Altbun-
deskanzler Gerhard Schröder glaubte noch, gegen Bild
und Bild am Sonntag ließen sich nur schwer Wahlen
gewinnen. Doch diese Zeiten sind definitiv vorbei. 
                                                            Günter Herkel n
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Reifende Erkenntnis: Poltischer Einfluss von Bild sinkt analog zur Auflage 

60jährige im 
seriösen Mäntelchen? 
Auch im 60. Jahr seiner Exis -
tenz polarisiert Deutsch-
lands größte Tageszeitung
und erregt die Gemüter. 
Dabei erscheint die Wirkung
der Zeitung als politisches
Kampfblatt des Springer-
Konzerns begrenzter denn je.

Verlagsgründer 
Axel Springer 
1956 in Hamburg
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Alle gegen Bild statt Bild für Alle. Was soll diese Aktion?

Sebastian Schulze: Die Aktion soll klarmachen, dass
die Kritik an der Bild Zeitung, ihrer Methoden und
dem Verlag und seiner Profitinteressen seit 1968 nicht
verschwunden, sondern nur verstummt ist. Sie lebt
wieder auf, weil der Verlag vor hat, die Republik mit
Zeitungen zu überschwemmen, die eigentlich kein
Journalismus sind. Wir wollen am Beispiel der Bild
und anderer Medien des Springer Verlags – es gibt ja
auch welche, die sich einen etwas seriöseren Anschein
geben wie etwa die Welt – die Methoden des Verlags
überprüfen, seine reaktionären Inhalte einer grund-
sätzlichen Kritik unterziehen.

Worauf hauptsächlich richtet sich Ihre inhaltliche Kritik?

Wir wenden uns entschieden gegen den darin enthal-
tenen Rassismus, gegen den Sexismus, den die Zei-
tung vertritt, gegen den Chauvinismus einerseits im
sozialen Bereich, das heißt also die Diskriminierung
und Hetze gegen Arbeitsuchende, Arbeitslose und
Hartz-IV-Empfänger. Daneben auch gegen den Sozial-
chauvinismus, der sich gegen andere Völker richtet.
Die „Berichterstattung“ der Bild Zeitung im Fall Grie-
chenland zeigt ja, wie da Ressentiments geschürt wer-
den gegen andere Bevölkerungen, gegen die Verlierer
der internationalen Finanzkrise.

Bild verliert seit Jahrzehnten permanent an Auflage. 
Offenbar lassen sich die Bürger immer weniger gern für
dumm verkaufen, oder?

Das ist richtig. Der Rückgang der Auflage belegt, dass

Erfolgreiche Kampagne gegen bundesweite Gratisausgabe

Alle gegen Bild 
Sebastian Schulze ist Mitinitiator der Proteste gegen die geplante Gratisausgabe
von Bild. Die Homepage www.alle-gegen-bild.de brachte nach dem Kampagnenstart
Mitte April viel Zulauf. Kurz vor dem 100. Geburtstag des Bild-Gründers Axel Cäsar
Springer verzeichnete der Aufruf bereits weit mehr als 200.000 Zugriffe.

der Einfluss von Bild sinkt. Witzigerweise zeigt es sich
auch an politischen Projekten, die die Bild krampfhaft
durchdrücken wollte. Bestes Beispiel: Die Propa -
gandaaktion zum Erhalt des Tempelhofer Flughafens.
Die Menschen haben beim Volksbegehren anders ent-
schieden, die Kampagne von Bild ging ins Leere. Den-
noch: Der Versuch, die Menschen mit Bild-Exem -
plaren zuzuschütten, mag so eine Art Aufbäumen 
angesichts niedriger Verkaufszahlen sein. Man darf
aber auch nicht vergessen, dass Springer mit Verlags-
beteiligungen international immer weiter aufrüstet.
Auch im Online-Bereich legt Springer derzeit massiv
zu. Da verhält sich der Verlag durchaus innovativer
als andere Verlage.  

Bild versucht in jüngster Zeit, sich von seinem Schmud-
delimage zu lösen. Das Pin-up von Seite 1 ist verschwun-
den, und immerhin hat die Zeitung das korruptionsver-
dächtige Verhalten von Ex-Bundespräsident Wulff ent-
larvt. Wird da ein Saulus zum Paulus?

Ich glaube nicht so recht daran, dass sich Bild reifer
und geläutert von ihrer Vergangenheit löst. Diese Ein-
schätzung von Seiten anderer Medien entspricht
nicht der Realität, dafür fehlen Belege. Ob Bild dafür
gesorgt hat, dass Wulff zurücktreten musste, lass ich
mal dahingestellt. Auf der anderen Seite: Wo ist das
Emanzipatorische an der Zeitung? Dass sie das Pin-up-
Girl von der Titelseite haben verschwinden lassen,
wurde als großer Gestus der Gleichberechtigung mar-
ketingmäßig in die Öffentlichkeit posaunt. Dabei ist
es nur in die Heftmitte verschoben worden. Diese an-
gebliche Wende zu mehr Seriosität nehme ich dem
Blatt nicht ab. Bild verfolgt weiterhin die gleichen Zie-
le mit den gleichen Methoden. Sie ist vielleicht nicht
mehr ganz so plump, aber hat sich nicht grundsätz-
lich verändert.

Ist Bild ein Symptom oder sind die anderen Boulevard-
zeitungen besser?

Bild folgt den Gesetzen des Marktes und dem Gebot
der Profitmaximierung am konsequentesten. „Der
Zweck heiligt die Mittel“ – nach diesem Motto wird
bei der Bild wahrscheinlich am ausgeprägtesten ver-
fahren. Es gibt Boulevardblätter, die nicht den An-
spruch erheben, politischer Akteur zu sein. Das ist der
Unterschied zu Bild. Sie ist eine bekennende Boule-
vardzeitung, die sich selbst als Subjekt des politischen
Lebens versteht und als solches agiert.

Sehen Sie sich in der Tradition der Alt-68er oder von 
Wallraff?

Das ist vielleicht ein Anspruch, dem wir nicht gerecht
werden können. Andererseits steht die Bild wieder
mehr in der Tradition der Hetz- und Rufmordkampa-
gnen, die sie früher gefahren hat. Ich erinnere mich
an die Sachen gegen linke Studierende oder gegen ho-
mosexuelle Frauen. Sowas scheint sich jetzt am Bei-
spiel Griechenland zu wiederholen. Insofern folgt
eher die Bild einer Tradition. Andererseits: Ich würde
mich nicht dagegen wehren, wenn man uns in dieser
kritischen Traditionslinie sieht. Denn es gibt diesen
schönen Satz: „Tradition ist nicht die Anbetung der
Asche, sondern die Weitergabe des Feuers.“

Das Gespräch führte Günter Herkel n
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Protest von „Campact – Demokratie in Aktion“ gemeinsam mit Vertretern der  Kampagne
„Alle gegen Bild“ vor dem Springer-Hochhaus in Berlin am 25. April (www.campact.de) 
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Und nicht nur Berlin …
Anlässlich des 60-jährigen 
Bestehens der Bild-Zeitung
will der Springer-Verlag am
23. Juni an jeden der 41 Mio.
deutschen Haushalte eine
„Bild“ verschicken. 
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denz, die inhaltliche Schere im Kopf schon beim An-
gebot an die Redaktionen klappern zu lassen, „weil
man’s eh nicht durchbekommt“.

Welche Möglichkeiten gibt es, das allseits mo-
nierte Kreativitätsvakuum aufzufüllen? Mehr Teamar-
beit und „Drehbuch-Input“ wünscht sich Schauspie-
ler Hans-Werner Meyer. Zwar teilt er nicht die pau-
schale Kritik an „feigen“ Redakteuren. Gleichwohl
fordert er, die Position der Autoren aufzuwerten. Da-
gegen, so der Einwand von SWR-Reporter und Mode-
rator Thomas Leif, spreche aber die Erfahrung, dass
nicht selten gute Stoffe und Produktionen „vom Pu-
blikum abgestraft“ würden. So geschehen bei der ZDF-
Serie „KDD – Kriminaldauerdienst“ oder auch beim
ARD-Zehnteiler „Im Angesicht des Verbrechens“ von

Dominik Graf. Beide Qualitätsproduktionen wurden
2010 nach schwacher Quotenentwicklung auf hintere
Programmplätze verschoben und später eingestellt.
Wo das Publikum im Gegenzug selbst Wiederholun-
gen von Routineproduktionen wie „SoKo Leipzig“
und „Tatort“ mehr Aufmerksamkeit schenkt, gehen
Machern wie Kritikern gelegentlich die Argumente
aus. Regisseur („Schlachtfeld Politik“) und Produzent
Stephan Lamby mag die Quote indes nicht in Bausch
und Bogen verteufeln. Es sei schon „wichtig, heraus-
zukriegen, was die Zuschauer interessiert“. Aber die
sich daraus ergebenden Chancen würden nicht ge-
nutzt. Beispiel Finanzkrise, seit der Pleite von Leh-
mann Brothers in aller Munde: Warum, so fragte Lam-
by, werde „der dokumentarische Journalismus nicht
als Frühwarnsystem eingesetzt“? Anstatt politische
Beiträge zur Lösung relevanter gesellschaftlicher und
politischer Fragen zu liefern, werde das Dokumenta-
rische „vom Seichten an den Rand gedrängt“. Ein Ver-
dikt, das von Thomas Leif mit Blick auf den ARD-
Montagvorabend unterstützt wurde. Da wimmle es
nur so von „Knallern“ wie „Promi-Scheidungen“ oder
„Mythos Jogi“. Optimisten, die meinen, nur das Ab-
drängen sozial relevanter Themen ins Vor-Mitter-
nachts-Programmgetto bringe das Publikum um wert-
volle Seh-Erfahrungen, gab TV-Kritikerin Klaudia
Wick einen ernüchternden Hinweis auf die Rolle des
Fernsehens als „Restzeit-Verwertungsmedium“. Die
Zuschauer hätten bereits jetzt die Möglichkeit, die be-
treffenden Programme zu sehen. Und zwar mindes-
tens eine Woche lang nach der Erstausstrahlung, zeit-
versetzt in den Mediatheken der Sender. Aber: „Die
dort erzielten Quoten sind dieselben.“  Günter Herkel

TITEL

Die aktuelle Mediennews war schon morgens über den
Ticker gelaufen: „Gottschalk live“ wird eingestellt!
Während Johannes Unger, Leiter Dokumentation und
Zeitgeschehen beim Rundfunk Berlin-Brandenburg
von einem „schweren Schlag für die ARD“ sprach,
hielt sich die Trauer der übrigen am Disput Beteiligten
über diesen programmlichen Verlust in Grenzen. Die
wirklich relevanten Themen hatte Mitveranstalter AG
DOK vorab unters Publikum gestreut.

„Gegen die Gummiwand der Ignoranz“ so der be-
zeichnende Titel des Thesenpapiers. Die darin formu-
lierte Kritik an der Programmpolitik des öffentlich-
rechtlichen Fernsehens (das Privat-TV gilt in diesem
Kontext als irrelevant) ist nicht neu: das elende Quo-
tendenken überlagere Qualitätskriterien, der öffent-

lich-rechtliche Funktionsauftrag und das gesellschaft-
liche Informationsbedürfnis träten mehr und mehr in
den Hintergrund, „statt dessen dominieren Marke-
ting-Gesichtspunkte und ökonomische Überlegun-
gen“. Die Deutungshoheit der Wirklichkeit gehe all-
mählich von den Programm-Mitarbeitern auf Be-
triebswirte, Controller und Technokraten über. Dabei
verpflichte die Finanzierung durch die Allgemeinheit
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk dazu, „unab-
hängig von der tatsächlichen Nachfrage, unabhängig
von Einschaltquoten und einer Ausrichtung der Sen-
dungen auf den Publikumsgeschmack“ zu arbeiten,
wurde aus dem Kirchhof-Gutachten zitiert, das die
Umstellung der geräteabhängigen Rundfunkgebühr
auf die neue Haushaltsabgabe begründet. Dasselbe
Gutachten, so resümierte zustimmend AG-DOK-Vor-
sitzender Thomas Frickel, warne vor einer „Erosion
der Identifizierbarkeit öffentlich-rechtlicher Program-
me“, falls diese „zunehmend auf Massenattraktivität
ausgerichtet“ würden. 

Mit der Definition, was Qualität im Fernsehen
meinen könne, tat sich das Podium des „MainzerMe-
dienDisputs“ zunächst schwer. Es gelte, die Unterhal-
tung nicht auszugrenzen, das „Publikum nicht für
blöd zu verkaufen“, frei nach Kant „die Körpersäfte in
Wallung zu bringen“, forderte Kerstin Stutterheim,
Professorin für AV-Mediendramaturgie/-Ästhetik an
der Potsdamer Hochschule für Fernsehen und Film
„Konrad Wolf“. Sekundiert von Alice, Agneskirchner,
Vizevorsitzende der AG DOK, die sich „Inhalt und
Herzblut“ wünschte. „Herzblut“ allein greife zu kurz,
urteilte Regisseur Pepe Danquart („Joschka und Herr
Fischer“). Er beobachtet bei vielen Kollegen eine Ten-

Kritik an der Programmpolitik des öffentlich-rechtlichen Fernsehens
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Johannes Unger 
Pepe Danquart 
Alice Agneskirchner 
Thomas Leif
Hans-Werner Meyer 
Dr. Kerstin Stutterheim 
Stephan Lamby 
(v.l.n.r.)

Thomas Frickel 
(Vorsitzender der AG DOK)

„Weiberfilme, Süßholz und
Star-TV: Verdrängt das Seich-
te das Dokumentarische?“
Unter dieser zugespitzten
Fragestellung debattierte
der „MainzerMedienDisput“
unlängst in Berlin aktuelle
Tendenzen im deutschen
Fernsehen.
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„Mehr Respekt vor der kreativen Leistung“
forderte die Initiative Urheberrecht anläss-
lich des Internationalen Tages des Urheber-
rechts am 26. April. „Die Basis professionel-
ler Berufsausübung von Urhebern und Künst-
lern darf nicht zerstört werden“, heißt es in ei-
ner gemeinsamen Presseerklärung der Initiative,
der neben ver.di weitere 28 Organisationen und Be-
rufsverbände aus den Bereichen Journalismus, Litera-
tur, Musik, Film und Bild angehören. 

„Die Freiheit künstlerischer Gestaltung dürfe ebenso
wenig geschmälert werden wie die Persönlichkeits-
rechte. Urheber und ausübende Künstler müssten
selbst bestimmen können, auf welchem Weg sie ihre
Werke und Darbietungen zu angemessenen Bedin-
gungen verwerten. Die Initiative Urheberrecht for-
dert den Gesetzgeber auf, bei anstehenden Refor-
men den Stellenwert der Kultur und der Kultur-
schaffenden zu betonen. Aus Sicht der Initiative wä-
re es verheerend, wenn Forderungen der Gratiskultur
zum Richtwert der Gesetzgebung würden.“

Aber wie kann in der digitalen Welt ein fairer Aus-
gleich zwischen denjenigen aussehen, die kreativ sind
und von dieser Arbeit leben müssen, und denjenigen,
die die kreativen Güter konsumieren. Wie können die
Rechte der Urheber gewahrt und ihre Leistungen ver-
gütet werden, ohne die Rechte der Verbraucher zu be-
schneiden? Die Antworten verlaufen dabei zwischen
den beiden Fronten „mehr Schutz“ (z.B. Verfolgung
von Urheberrechtsverletzungen mit Netzsperren im
Extremfall) und „mehr Freiheit“ (z.B. massiver Abbau
von Schutzfristen oder die Einführung einer Kultur -
flatrate). Alle Visionen und Modelle für ein zukünfti-
ges Urheberrecht müssen sich aber daraufhin über-
prüfen lassen, wie sie sich in der alltäglichen Praxis
umsetzen lassen. 

M fragte bei den Abgeordneten der Bundestagsfrak-
tionen, die sich mit dem Urheberrecht beschäftigen,
und beim Sprecher für Urheberrecht der Piratenpartei
nach: Wie muss ein Urheberrecht im Internetzeitalter
ausgestaltet sein und wie stellen Sie die Durchsetzung
eines solchen Urheberrechts sicher?

Ansgar Heveling,
CDU 

Das Internet
ist kein
rechtsfreier Raum 

Wer hätte das gedacht? Noch vor ein paar Wochen
schien klar zu sein: Das Urheberrecht ist ein alter
Zopf, die Grenzen zwischen Urheber und Nutzer sind
eh verwischt, die Verwerter sind böse, und die Politik
soll sich endlich der Mehrheit beugen und das Urhe-
berrecht zu einem reinen Nutzerrecht umstricken.
Und wer etwas anderes vertritt, der kriegt seinen Shit -
storm.

Nach Sven Regener, 51 Tatort-Autoren und
der Aktion „JA-zum-Urheberrecht“ der Krimi-

autorengruppe „Syndikat“ ist gottlob einiges
wieder gerade gerückt. So gut es ist, eine
breite Diskussion zu führen, so wichtig ist
es, ein paar Grundsätze für das Urheber-
recht auch in der digitalen Zeit festzu -
halten.

Erstens: Die Urheber haben einen
Anspruch auf den Schutz ihrer Rechte.

Dieser Anspruch ist im Grundgesetz, in Ar-
tikel 14, so festgelegt. Die Frage ist also nicht,

ob man Online-Piraterie bekämpft, sondern wie
man sie bekämpft. Das Internet ist nicht exterritorial.
Das Recht hat dort dieselbe Geltung wie anderswo
auch. 

Zweitens: Wir müssen das Urheberrecht – je-
doch nicht seine Grundsätze – an die digitale Ent-
wicklung anpassen. Zum einen muss das Urheber-
recht dort, wo es mit der Technik nicht Schritt ge-
halten hat, möglichst technologieneutral ausge-
staltet werden. Zum anderen sollte die Systematik
des Urheberrechts allgemein verständlicher wer-
den, da heute mehr Menschen als früher damit zu

tun haben. An der bestehenden Schrankensystema-
tik sollten wir festhalten. Sie ist rechtssicherer als eine
„fair use“-Regel nach angloamerikanischem Recht, bei
der man die Systematisierung den Gerichten über-
lässt. Auch ist zu überlegen, die Strafvorschriften des
Urheberrechts ins Strafgesetzbuch zu überführen.
Dann kann dort jeder direkt sehen, was erlaubt ist
und was nicht.

Drittens: Für einen fairen Ausgleich zwischen Ur-
hebern und Nutzern sollten wir darüber nachdenken,
ob die Haftung im Internet richtig verteilt ist. Derzeit
haben auf der einen Seite die Urheber erhebliche Mü-
hen, ihre Rechte durchzusetzen. Auf der anderen Seite
fühlen sich die Nutzer „kriminalisiert“, wenn sie ab-
gemahnt werden. Dazwischen sitzen Provider, die
Geld damit verdienen, dass auf ihren Plattformen In-
halte zu finden sind, die aber – anders als die Nutzer –
nicht dafür in der Verantwortung stehen, weil sie ein
Haftungsprivileg genießen. Hier stellt sich die Frage,
ob wir nicht darüber nachdenken sollten, die Provider
stärker in die Pflicht zu nehmen. Das ist die beste Ent-
kriminalisierung der Nutzer. Und auf Immunität kann
sich ohnehin im Netz niemand berufen. 

MEDIEN + POLITIK

Im Streit um ein zukunftsfähiges Urheberrecht 
ist die Politik gefordert 

Vom Wert 
der kreativen
Leistung
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Stephan Thomae, FDP

Für ein scharfes Schwert
zur Durchsetzung 
der Urheberrechte

Für die FDP ist das Urheberrecht ein Teil unserer Kon-
zeption vom geistigen Eigentum und damit Teil der
rechtsstaatlichen Eigentumsordnung. Wir sind ein
rohstoffarmes Land; unser Wohlstand rührt aus der
Kreativität, dem Fleiß und dem Ehrgeiz der Men-
schen, großartige Dinge zu leisten. Auch die Vielfalt
unserer Kultur basiert darauf. Wenn wir wollen, dass
innovative Wissenschaftler, Künstler und andere geis-
tig Tätige in unserer Mitte ein Auskommen haben,
müssen wir die Früchte ihrer Ar-
beit schützen. 

Es ist Mainstream geworden,
das Urheberrecht nur aus dem
Blickwinkel des Internetnutzers zu
sehen. Auch die FDP will den „free
flow of information“ schützen.
Wenn wir das aber auf Kosten der
Rechte der Urheber tun, sägen wir
an dem Ast, auf dem wir sitzen.
Neben den Forderungen der Inter-
netwirtschaft nehmen wir daher
auch die Interessen der Kreativ-
wirtschaft ernst. Hinter dem Ruf
nach einem neuen Urheberrecht
scheint im Wesentlichen der Ge-
danke zu stehen, den kostenlosen
Zugang zu den Inhalten zum Nor-
malfall zu machen. Urheberrechts-
verstöße sollen „entkriminalisiert“ werden, was wohl
heißen soll, die Sanktionen für Urheberrechtsverstöße
zu mildern. „Freibier für alle“ ist nicht unsere Vorstel-
lung eines reformierten Urheberrechts. Wer den kos-
tenfreien Zugang zu geistigen Leistungen fordert, er-
klärt damit, daß geistige Leistungen weniger wert sind
als die Brezen beim Bäcker. Nach unserer Überzeu-
gung hat das Internet den Wert geistiger Leistungen
nicht verändert, eher im Gegenteil. Aber der Urheber-
rechtsverstoß ist leichter geworden, die Folgen für die
Urheber verheerender. Der Täter ist schwerer zu ent-
decken und zu verfolgen. Die Verbreitung kann
schnell millionenfach rund um den Globus erfolgen.
Was aber einmal kostenlos im Netz kursiert, ist für
den, der damit seine Familie ernähren wollte, nicht
mehr verkäuflich und damit praktisch wertlos. Unsere
Antwort auf die angebliche Krise des Urheberrechts
im Internet muss somit eine zweifache sein: 

1. Der Urheberrechtsschutz darf nicht schwächer
ausfallen als bisher, sondern eher stärker; die Rechte-
inhaber brauchen zu ihrer Durchsetzung weiterhin
ein scharfes Schwert, keine Wattebäuschchen. 

2. Wir müssen die derzeitige negative Assoziation
des Wortes Urheberrecht mit Begriffen wie Massenab-
mahnungen und Abmahnmissbrauch überwinden
und zu einer Rechtskultur im Internet finden, in der
die Nutzer das Urheberrecht und die rechtsstaatlichen
Instrumente zum Schutz der Urheber als etwas Gutes
und Notwendiges akzeptieren.

M 4.2012 13

Burkhard 
Lischka, 
SPD

Lösungsmechanismen 
für Konflikte 
verbindlicher gestalten
Die SPD setzt sich für ein modernes Urheberrecht ein,
das die Interessen aller beteiligten Akteure angemes-
sen berücksichtigt und dazu beiträgt, einen fairen
Ausgleich zwischen Urhebern, Verwertern und Nut-
zern zu schaffen. Wichtig ist dabei in Zeiten des In-
ternets, dass einerseits dem berechtigten Anspruch auf
freie Information Rechnung getragen wird, anderer-
seits das Recht von Kreativen und Kulturschaffenden
auf angemessene Vergütung für ihre Leistungen ge-
wahrt bleibt.

So gilt es, eine Verbesserung der Rechtsdurch -
setzung im Internet insbesondere gegen illegale 
Plattformen herbeizuführen. Allerdings lehnen wir
die Einführung eines Warnhinweismodells inklusive
Internetsperren, so wie dies beispielsweise in Frank-
reich existiert, ab. Einer gründlichen Prüfung be -
dürfen die Regeln des Urhebervertragsrechts. So soll-
ten die im Gesetz vorgesehenen Konfliktlösungsme-
chanismen verbindlicher ausgestaltet bzw. um wirk-
same Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten ergänzt
werden.

Neben einer verbesserten Rechtsdurchsetzung ist
es notwendig, legale und attraktive Geschäfts- und
Vergütungsmodelle zu fördern. Die SPD unterstützt
daher den Vorstoß der EU-Kommission für ein verein-
fachtes, länderübergreifendes Lizensierungsmanage-
ment. Inwiefern eine oftmals ins Spiel gebrachte Kul-
turflatrate effektiv sein kann, ist fraglich, da sie bei-
spielsweise mit einer Legalisierung der massenhaften
unerlaubten, nichtkommerziellen Nutzung digitaler
Werke verbunden ist. So wird dem Urheber das Recht
entzogen, über die Nutzung seiner Werke selbst zu
entscheiden. Sofern eine solche Kulturflatrate außer-
dem als Zwangsabgabe für alle Internetnutzer vorge-
sehen ist, stellt dies eine zusätzliche finanzielle Belas-
tung dar und reduziert das Urheberrecht auf einen rei-
nen Vergütungsanspruch. Ein Leistungsschutzrecht
für Presseverleger, das kleinste Textauszüge und bloße
Nachrichten künftig dem Urheberrechtsschutz unter-
stellen will, lehnt die SPD ab. Wir wollen aber Presse-
verleger gegen die illegale Verbreitung von journalis-
tischen Beiträgen durch ein eigenes Rechtsdurchset-
zungsrecht schützen.

MEDIEN + POLITIK
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Agnes Krumwiede, 
Bündnis 90 / Die Grünen

Mehr Aufklärung 
und Gutachten 
über Vergütungsmodelle

Wir bemühen uns um eine werteorientierte Anpas-
sung des Urheberrechts an die neue Nutzungsform.
Im Zentrum stehen der Anspruch auf angemessene
Beteiligung der Urheber und Interpreten, der Schutz
ihrer Persönlichkeitsrechte ebenso wie das Bedürfnis
der Verbraucher nach Schutz ihrer persönlichen Da-
ten und digitaler Teilhabe an kulturellen Inhalten, oh-
ne unwissentlich illegalen Handlungen ausgesetzt zu
sein. In einigen Teilbereichen besteht Reformbedarf,
beispielsweise beim Umgang mit verwaisten Werken.
Außerdem wollen wir die Verhandlungsposition von
Urhebern gegenüber ihren Verwertern stärken und
das Urhebervertragsrecht dahingehend reformieren. 

Dass große Internetkonzerne ihren Profit mit kul-
turellen Inhalten generieren, ohne eine angemessene
Beteiligung der Schöpfer zu berücksichtigen, ist eine
für alle unbefriedigende Situation und trägt zur Ab-
wertung künstlerischer
Leistungen bei. Bei der
Rechtedurch setzung müs-
sen Verhältnismäßigkeiten
gewahrt bleiben: Netzsper-
ren als Sanktion gegen Ur-
heberrechtsverletzungen
lehnen wir gleicher maßen
ab wie die Legalisierung
der uneingeschränkten
Wiederveräußerbarkeit von Immaterialgütern oder die
Legalisierung von Hosting-Plattformen wie Megauplo-
ad, welche von Inhalten profitieren, ohne die Urheber
zu vergüten. Um dem momentan teilweise unverhält-
nismäßigen Abmahnwesen zu begegnen und zugleich
Urhebern eine effektive Durchsetzung ihrer Rechte zu
ermöglichen, diskutieren wir unter Berücksichtigung
grüner Datenschutzkriterien verschiedene Lösungsan-
sätze: Eine differenziertere Streitwertanpassung bei
Abmahnungen ebenso wie Kostenbefreiung beim ers-
ten Verstoß. Mehr Aufklärung für
die Verbraucher ist notwendig. Ob
die Forderung nach einem staatli-
chen Pauschalvergütungsmodell
den Umsetzungsvoraussetzungen
wie einer nutzungsbasierten Ver-
teilung, dem Ausschluss von Kan-
nibalisierung bestehender legaler
Modelle, den Ansprüchen der Ur-
heber gegen staatliche Bevormun-
dung und nicht zuletzt dem As-
pekt der sozialen Gerechtigkeit
durch monatliche Mehrkosten für
alle Haushalte standhalten kann,
wollen wir durch ein ergebnisoffe-
nes Gutachten prüfen lassen. 

Petra Sitte, Die Linke 

Angemessene
Vergütung und
echtes Recht 
auf Privatkopie

Eigentlich soll das Urheberrecht
die Interessen von UrheberInnen,
NutzerInnen und Verwertungsin-
dustrie ausgleichen. Diese drei

Gruppen haben teils gleiche, teils widerstreitende In-
teressen. Schon vor der Digitalisierung aber war das
Urheberrecht mehr ein Verwerterrecht. Seit der Digi-
talisierung sind zudem NutzerInnenrechte einge-
schränkt worden. An der prekären Situation der Ur-
heberInnen hat sich nichts geändert.

Die Linke setzt sich deshalb für eine Reform des
Urhebervertragsrechts, durchsetzungsstarke Regelun-
gen für angemessene Vergütung und das Verbot von
Total Buy-Out-Verträgen ein. Auch freie Lizenzmodel-

le helfen UrheberInnen dabei, selbstbestimmt über
die Nutzung ihrer Werke zu bestimmen. Für NutzerIn-
nen wollen wir ein echtes Recht auf Privatkopie, dass
nicht durch technische Schutzvorrichtungen oder
Überwachungsmaßnahmen eingeschränkt wird. Wir
haben Vorschläge entwickelt für die Beschränkung
von Abmahnungen auf tatsächlich entstandenen
Schaden. Im Bereich von Bildung und Forschung
streiten wir für die Wissenschaftsschranke und unter-
stützen die Open Access-Bewegung.

UrheberInnen müssen die Chance haben, von ih-
rer Arbeit zu leben. Der freie Zugang zu Kultur- und
Wissensgütern stellt aber auch einen immensen Vor-
teil für die Gesellschaft dar. Deshalb treten wir ein für
eine Verkürzung von Schutzfristen nach dem Motto
„So lange wie nötig, so kurz wie möglich.“

Im Internetzeitalter ist Kopieren ein elementarer
und alltäglicher Vorgang, weshalb der Verkauf von
Werkstücken immer schwieriger zu kontrollieren und
nur mit Überwachungstechnologie möglich ist. Letz-
tere stellt einen gravierenden Eingriff in Grundrechte
dar, weshalb wir sie ablehnen. Stattdessen müssen wir
uns über neue Vergütungsmodelle verständigen, die
ohne Kollateralschäden funktionieren. Die Linke im
Bundestag hat dazu am 7. Mai gemeinsam mit Urhe-
berverbänden und Netzaktivisten eine Konferenz ver-
anstaltet, auf der verschiedene Varianten wie die Kul-
turflatrate oder die Kulturwertmark diskutiert wurden.
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Bruno Kramm, Piratenpartei

Beschneidung von
Bürgerrechten im Netz
ist zunehmendes Problem

Das Urheberrecht regelte immer die Beziehung zwi-
schen Urhebern und den Inhabern von Verwertungs-
rechten. Da im Netz bereits elementare Kopiervorgän-
ge mit dem klassischen Urheberrecht kollidieren,
muss das Urheberrecht entsprechende Anpassungen
erfahren. Dabei gilt es, den wirtschaftlichen Interes-
sen der Verwerter die Betonung der direkten Bezie-
hung zwischen Urheber und Nutzer gegenüber zu
stellen und das Interesse der Allgemeinheit an unge-
hinderter Teilhabe an Wissen und Kultur zu stärken.
Ein fairer Ausgleich muss neben einer stärkeren Selbst-
bestimmung von Urhebern, der Stärkung des Urhe-
bervertragsrechts, gerechter Verteilung von Pauschal-
abgaben und Verwertungsgesellschafts tantiemen
auch eine offene Diskussion neuer Verwertungs- und
Finanzierungsmodelle umfassen,
darunter Crowdfunding, Crowd -
investing, Micropayments und
Flatratemodelle.

Urheberrechte wurden in der
Vergangenheit immer häufiger zu
Gunsten von Auswertungsrechten
instrumentalisiert. Dem gegenüber
ist die Beschneidung von Bürger-
rechten im Netz durch Überwa-
chungsmaßnahmen und die res-
triktive Einhegung und Rechts-
durchsetzung von partikularen
Verwertungsinteressen ein zuneh-
mendes Problem der modernen
Informationsgesellschaft. Den-
noch müssen wir Sorge tragen, je-
ne, die in unserer Gesellschaft für
kulturellen und wissenschaftli-
chen Fortschritt sorgen, angemessen zu honorieren.

Restriktive Verfolgung und Verschärfung von
Überwachung bewirken keinen Schutz, sondern
Angstkultur und Verlust von Freiheit. Um Rechte im
Maßstab der Forderungen von Verwertern zu kontrol-
lieren, müsste man die Architektur des Internets
grundlegend reglementieren, totalitäre, proaktive Fil-
terung, Zensur und Kontrolle allen Datenverkehrs
etablieren und die Basis dessen, was wir als freiheitli-
che und demokratiefördernde Infrastruktur begreifen,
aufgeben. Die Verhältnismäßigkeit zwischen Rechts-
durchsetzungsmaßnahmen und Delikt ist nicht nur
fragwürdig, sondern kollidiert mit dem Rechtsempfin-
den des medienkompetenten Bürgers und den Men-
schenrechten. 

Die Kürzung von Schutzfristen und Einführung
von neuen Schranken des Urheberrechts zur nicht-
kommerziellen Weitergabe und Kopieren von urhe-
berrechtlich geschützten Werken, aber auch die freie
Verfügbarkeit von verwaisten Werken und der freie
Zugang zu Wissen im Bildungsbereich zählen zu den
wichtigsten Aufgaben eines modernen und zukunfts-
orientierten Urheberrechtes. 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist für viele Men-
schen in ihrem Land die Hauptquelle, um sich über 
Politik, Kultur und gesellschaftliche Vorgänge zu infor-
mieren. Er braucht Förderung und Unterstützung, ist
die UNESCO überzeugt und hat deshalb den 23. Juni
2012 zum weltweiten Aktionstag für den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk ausgerufen. 

„Um das Bewusstsein für die Bedeutung des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks für die demokratischen,
sozialen und kulturellen Anforderungen jeder Zivil -
gesellschaft und für den Pluralismus in den Medien
zu schaffen“, ruft UNI-MEI alle Mitgliedsgewerkschaf-
ten – darunter ver.di – auf, sich an diesem Aktionstag
zu beteiligen. 

„Sollten wir es zulassen, dass der öffentlich-recht-
liche Rundfunk wegen unzureichender finanzieller
Ausstattung langsam von der Bildfläche verschwin-
det, würden wir eine bedeutende Stimme in der Ge-
sellschaft verlieren. Den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk zu unterstützen heißt, viele unterschiedliche
Stimmen zu ermutigen, sich Gehör zu verschaffen.
Diese Vielfalt ist wichtig für ein offenes, demokrati-
sches Land. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk un-
terstützt die Menschen bei der Wahrnehmung ihrer
demokratischen Rechte, da er sie über die Gesell-
schaft, in der sie leben, umfassend informiert“, heißt
es im Aufruf von UNI-MEI. „Wir fordern daher alle
Bürger in der Welt auf: 
• Widersetzt Euch allen Versuchen, das öffentlich-

rechtliche Fernsehen, Radio und Internet abzu-
schaffen. 

• Schätzt und unterstützt den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk in Eurem Land! 

• Betrachtet ihn als eine wertvolle Dienstleistung,
die Information und Unterhaltung für alle liefert 

• Macht den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu
Eurer Angelegenheit und unterstützt ihn. 

• Denkt daran, dass die Demokratie nie perfekt ist,
kämpft für mehr!“ 

Unter folgendem Link wird der Aufruf in verschiedenen
Sprachen veröffentlicht. Gleichfalls kann sich jedes
Gewerkschaftsmitglied an der Diskussion beteiligen.
UNI-MEI Public Service Broadcasting Group: 
http://www.facebook.com/groups/305664496177004/

  UNI-MEI

UNI-MEI ist die welt-
weite Gewerkschaft
für Medien, Unterhal-
tung und Kunst. 

Sie vertritt 
140 Gewerkschaften
und Verbände mit
300.000 Mitgliedern. 

Kämpft für mehr! 
Weltweiter Aktionstag für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk
am 23. Juni 2012
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25. Jahrestag der Krawalle in Berlin-Kreuzberg vom 
1. Mai 1987. Das unsägliche Ritual der seither alljähr-
lich zelebrierten Straßenschlachten zwischen Autono-
men und der Polizei. Die tiefgründigen Analysen zum
Thema. Alles schon wieder Schnee von gestern. Hier
geht es nur um ein Foto von jenem freundlichen, war-
men ersten Maitag vor einem Vierteljahrhundert.

Die Umstände seiner Entstehung sind schnell erklärt:
Beim traditionellen Straßenfest auf dem Kreuzberger
Lausitzer Platz hatten bis heute Unbekannte einen

Streifenwagen umgeworfen. Ich kam hinzu, als der
Wagen unter dem aufmunternden Gejohle der Um-
stehenden von einem halben Dutzend Polizisten in
Kampfanzügen recht unsanft wieder auf seine vier Rä-
der befördert wurde. Das Kippen des VW-Busses ist
später als Beginn der inzwischen legendären „Kreuz-
berger Maikrawalle“ eingeordnet worden.

Ohne Auftrag unterwegs. Ich versuchte zu dieser
Zeit – nach Publizistik studium und Dutzenden von
gescheiterten Bewerbungen um ein Volontariat – Fuß
im freien Journalismus zu fassen. Das Spandauer Volks-
blatt (SpaVo) als eine der kleinsten West-Berliner 
Tageszeitungen war damals dabei, sich als Volksblatt
Berlin stärker in der Gesamt-Halbstadt zu etablieren.
Dazu gehörte auch die Ausweitung der Lokalbericht-
erstattung aus den Stadtbezirken jenseits von Span-
dau. Ich fungierte als Kreuzberg-„Korrespondent“. Für

45 Pfennige die Zeile und 30 Mark fürs erste, 20 Mark
für weitere Fotos zu einem Beitrag. Und – wie eine
Handvoll anderer beim SpaVo – genährt von der Hoff-
nung, doch noch irgendwann ein Volontariat zu er-
gattern. 

Auf dem „Lauseplatz“-Fest war ich an jenem 
1. Mai ohne Auftrag unterwegs, sozusagen privat, als
Kreuzberger in meinem Kiez. Die Kamera hatte ich na-
türlich trotzdem dabei. Als ich die Szene mit den star-
ken Männern im Kasten hatte, war klar, dass die Fotos
ganz witzig sein müssten. Aber wem sollte ich sie an-

bieten? Das Volksblatt erschien erst am übernächsten
Tag wieder. Außerdem lag das Thema etwas abseits der
Redaktionslinie. Doch da war noch die tageszeitung
(taz). Der lieferte ich zu dieser Zeit gelegentlich Fotos,
die sich im Volksblatt nicht unterbringen ließen. Al-
lerdings unter meinem Künstlernamen Toni Nemes.
Im Volksblatt tauchte ich nur unter meinem bürgerli-
chen Namen oder unter Kürzel auf. Und die taz zahlte
stolze 45 Mark pro Foto.

Es war schon nach 16 Uhr, die Zeit drängte. Ohne
vorher anzurufen fuhr ich kurzentschlossen zur taz-
Redaktion, die damals noch in der Weddinger Watt-
straße residierte. Ich konnte die Lokalchefin von mei-
nen Fotos überzeugen – allein mit Worten. Denn fer-
tige Bilder gab es ja noch nicht. Der Film wurde im
taz-eigenen Fotolabor entwickelt und eine Aufnahme
abgezogen. Diese ist dann in der regulären Berlin-Aus-
gabe vom 2. Mai erschienen – als einziges Bild von

MEDIEN + GESELLSCHAFT

Geschichte eines Fotos
Ein „Umsturz“ der besonderen Art markierte 1987 den Beginn 
der Kreuzberger Mai-Krawalle – Toni Nemes war mit der Kamera dabei

Kraftaktion der 
Berliner Polizei auf dem 

Berliner „Lauseplatz“
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den Ereignissen. Angesichts der damals recht frühen
Redaktionsschlusszeiten allerdings mit einer entspre-
chend banalen Bildunterschrift. Da ist nur vom Ab-
bruch des Festes und einem Tränengaseinsatz die 
Rede, nichts von den abendlichen Auseinanderset-
zungen, wie sie West-Berlin bis dato nicht gesehen
hatte. Doch immerhin. Die anderen Tageszeitungen
wie die Berliner Morgenpost und Der Tagesspiegel konn-
ten sich nach dem Doppel-Feiertag erst in der Sonn-
tagsausgabe am 3. Mai dem Thema widmen. Nur die
Boulevardblätter machten am Morgen nach den Kra-
wallen ganz groß auf: „Steinhagel, Feuer-Barrikaden:
Beim Straßenfest tobten die Chaoten los“ reimte
Springers BZ.

Lektion in Sachen Berichterstattung und Polizei.
Von der taz-Redaktion fuhr ich am frühen Abend wie-
der zurück nach Kreuzberg. Ich habe dann bis spät in
die Nacht weiter fotografiert. Und musste miterleben,
wie sich aus einem friedlichen Straßenfest ein beängs-
tigendes „Belfast in Berlin“ (Süddeutsche Zeitung) ent-
wickelte. 

Gelernt habe ich in dieser Nacht auch meine Lek-
tion in Sachen (Foto-) Berichterstattung und Polizei.
Ich hatte schon vorher verschiedentlich Polizeieinsät-
ze mit der Kamera begleitet und bereits eine Ahnung
davon, dass sich die Staatsmacht nicht gerne bei ihrer
Arbeit auf die Finger schauen, geschweige denn foto-
grafieren lässt. Nun stand ich irgendwann nach Mit-
ternacht einem Polizisten in einem der verwinkelten
Ecken am Kottbusser Tor gegenüber: Wir sind für 
einen Moment allein. Durch den Sucher muss ich 
beobachten, wie der Mensch im Kampfanzug unver-
mittelt seinen Schutzschild in Richtung meines Kop-
fes stößt. Ich kann die Kamera gerade noch rechtzeitig
herunterreißen und mich wegducken. Ich mache
mich schleunigst davon. Solche Erlebnisse brennen
sich ein.

➧  Toni Nemes 1987

Toni Nemes arbeitete seit
1986 als freier Text- und 
Fotojournalist in Berlin 
(u.a. Volksblatt Berlin, Berliner
Stimme, Blickpunkt). 
1989 war er Mitbegründer des
Pressebüros transit und seit-
dem hauptsächlich nur noch
im Fotobereich für 
Gewerkschaftsblätter tätig
(u.a. IG Metall, HBV, IG Me-
dien, GEW, DPG). 
Toni Nemes lebt und arbeitet
heute in Wiesbaden. 
Er ist seit 1986 Mitglied von
ver.di / IG Medien / IG Druck
und Papier.

Der Preis für Nachwuchsjournalisten
Einsendeschluss: 20.07.2012

www.kausa-medienpreis.de

Der KAUSA Medienpreis wird gefördert aus Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und Forschung. KAUSA, die Koordinierungsstelle
Ausbildung bei Selbstständigen mit Migrationshintergrund, ist Teil des Ausbildungsstrukturprogramms JOBSTARTER beim BIBB.
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In der Folge hat sich mein Foto vom 1. Mai recht
gut verkauft: Es ist, zusammen mit einem zweiten
Bild, im Spiegel vom 11. Mai erschienen, der ersten er-
reichbaren Ausgabe nach dem 1. Mai. Für fürstliche
150 Mark pro Foto. Selbst beim Volksblatt Berlin konn-
te ich es noch unterbringen, wenn auch erst Mitte Ju-
ni im Zusammenhang mit einem Beitrag über die zu-
nehmende Eskalation der Polizeimaßnahmen in den
zurückliegenden Monaten.

Am meisten gefreut hat es mich aber, dass der
Berliner Ararat-Verlag das Motiv als Ansichtskarte auf-
gelegt hat. Nicht des Honorars wegen – zunächst 5,
später 7 Pfennig pro gedruckter Postkarte. Sondern
wegen der schönen Vorstellung, dass es da Tausende
Menschen gibt, die sich aus einem unübersehbaren
Meer von Ansichtskarten genau „meine“ heraus -
picken. Bis 1991 sind in fünf Auflagen 6.000 Exem-
plare gedruckt worden. Die Karte hat sich – das weiß
ich aus erster Hand – auch in so manchem Polizei-
spind oder in der ein- oder anderen Wachstube wie-
dergefunden. Auch anderswo gab es Liebhaber. So
tauchten vereinzelt – leider schlecht gemachte – Raub-
kopien an fliegenden Buchständen auf.

Schwarz-weiß läuft nicht. Und weiter? Für ein 
Volontariat beim Volksblatt hat es nie gereicht. Die
Zeitung hat die Wende ohnehin nur als Werbeblätt-
chen überlebt und heißt jetzt wieder Spandauer Volks-
blatt. Back to the roots. Die Ansichtskarten gibt es
auch schon lange nicht mehr. Nicht nur das Motiv
selbst gilt als abseitig: „Schwarzweiß läuft nicht“, heißt
es in den Verlagen. 

Wohl nichts geändert hat sich an den bescheide-
nen Honoraren vieler Zeitungen. Aber ich will nicht
meckern. Immerhin finden manche Fotos auch nach
einem Vierteljahrhundert noch Interesse. Texte haben
da ja meistens eine geringere Halbwertszeit. Doch nun
heißt es: Warten auf den 1. Mai 2037.                       n

Anzeige
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ACT!ON lautete das diesjährige Kongressmotto der
Re:publica, von dem sich mehr als 4.000 Teilnehmer
angesprochen fühlten. Mit ihnen diskutierten rund
300 Redner aus über 30 Nationen Fragen der Netz-
welt und der digitalen Gesellschaft in Deutschland.

Die laut Veranstalter vorrangig zur Weiterbildung ge-
dachte „Konferenz mit Festivalcharakter“ fand vom
2. bis 4. Mai in Berlins ehemaligem Kreuzberger Post-
bahnhof statt, der nun „Station-Berlin“ heißt und sei-
ne ursprüngliche Funktion durch den Fabrikhallen-
charakter offenbart. Die Technikbegeisterung, der
überwiegend unter dreißigjährigen Blogger und Inter-

netaktivisten war nicht zu
übersehen: Smartphone und
Tablet-Computer gehörten
zur Grundausstattung. Info-
stände boten zwar Hilfe bei
WLAN-Problemen, aber es
gab kein WLAN: Die Veran-
stalter schafften es zum wie-
derholten Male nicht, Inter-
netzugänge zur Verfügung
zu stellen. Entsprechend
wurde die Netzkonferenz im
Internet als „Keilschriftver-
anstaltung“ tituliert.

Was vor sechs Jahren als Treffen der Blogger-Sze-
ne startete, entwickelt nun zunehmend auch politi-
sche Züge. Die Konferenz sei zwar keineswegs als po-
litische Veranstaltung zu sehen, erläuterte Andreas
Gebhard, Mitorganisator der Re:publica im Gespräch
mit der „M“. Man wolle aber Raum für politische Dis-
kussionen bieten. So wundert es nicht, dass praktisch
alle aktuellen politischen Fragen mit Bezug zum In-
ternet aufgerufen waren. Auch das Motto zeugte von
politischem Inhalt und soll laut Gebhard auf zwei As-
pekte verweisen: Einerseits „Action“ als Aufruf, Aktionen
selbst zu gestalten, andererseits „Act On“ als Dispositiv
für Verantwortung und Reaktion.

Eine besondere politische Bedeutung dürfte der
Rede von EU-Kommissarin Neelie Kroes zukommen,
die der Protestbewegung gegen ACTA großen Respekt
zollte und betonte, deren Aktionen hätten in Brüssel
als Weckruf gewirkt. ACTA werde in der aktuellen
Form wohl kaum zur Unterzeichnung kommen, so
Kroes. Kritiker auf der Re:publica wandten allerdings
ein, dass mit einem ähnlichen Entwurf unter neuem
Namen zu rechnen sei, weil massive Wirtschaftsinte-
ressen dahinter stünden. 

Kroes sprach sich ebenso für eine Reform des Ur-
heberrechts aus wie viele andere Vortragende auch. 
Es müsse sichergestellt sein, dass Urheber von ihrer
Arbeit leben können. Die geringe Vergütung von Au-
toren und Künstlern sei in Deutschland besonders sig-
nifikant, woraus sie schlussfolgerte: „There is some-
thing rotten in the state.“ Sie äußerte Kritik an den
Verwertungsgesellschaften, da diese nicht ihre Urhe-
ber schützten, sondern lediglich ihr eigenes System.
Die EU-Kommissarin forderte zur Mithilfe bei der Su-
che nach neuen Ideen und Konzepten auf, wie Urhe-
ber zukünftig vernünftig vergütet werden könnten.

Zukunftsträchtige Innovationsfelder. Wie kann auf
die Veränderungen der klassischen Medienlandschaft
durch die Digitalisierung reagiert werden? Diese Frage
war allgegenwärtig auf der Re:publica. Journalismus
im Netz und mit dem Netz sowie neue Formen des
Journalismus wurden in zahlreichen Veranstaltungen
erörtert. Die Betreiber des Portals „Vocer“ („M“
1/2012) präsentierten den zusammen mit der Fried-
rich-Ebert-Stiftung gerade herausgege benen „Innova-
tionsreport Journalismus“. In dieser Studie untersu-
chen die beiden Wissenschaftler Leif Kramp und Ste-
phan Weichert die Veränderungen des Journalismus
und identifizieren vier zukunftsträchtige Innovations-
felder. Datenjournalismus bildet das erste Feld und er-
fordert neben den journalistischen Fertigkeiten Infor-
matikkenntnisse, da es hier wesentlich um die Analy-
se komplexer Daten und deren visuelle Darstellung

MEDIEN + GESELLSCHAFT

Inhalte-Relevanz 
für Nutzer definieren
Re:publica 2012 in Berlin fordert Aktion und Verantwortung

Andreas Gebhard, 
Mitorganisator der Re:publica
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➧  Lesetipps

Innovationsreport Journalis-
mus. Ökonomische, medien-
politische und handwerkliche
Faktoren im Wandel 
von Leif Kramp 
und Stephan Weichert. 
Kostenlos als PDF 
in der Digitalen Bibliothek der
Friedrich-Ebert-Stiftung. 
http://library.fes.de/pdf-files/aka-
demie/08984.pdf

Der entfesselte Skandal: 
Das Ende der Kontrolle im 
digitalen Zeitalter 
Bernhard Pörksen, 
Hanne Detel, 2012. Buch. 
248 S.: 28 Abbildungen. 
Hardcover Halem, 19,80 Euro H.
ISBN 978-3-86962-058-9 

Mehr zur Re:publica 2012
im Internet unter:
http://re-publica.de/12/

geht. Als zweites Feld wird der mobile Journalismus
genannt, der wesentlich auf der wachsenden Verbrei-
tung von Smartphones basiert, um schnell vom Ort
des Geschehens audiovisuelles Material zu liefern. Die
Einbindung der Community, wie sie beispielsweise
der Freitag praktiziert, wird als drittes Feld aufgeführt.
Crowdfunding als neues Finanzierungsmodell bildet
das vierte Innovationsfeld. Besonders im Bürgerjour-
nalismus habe diese Finanzierungsart große Bedeu-
tung, wie die Studie an Beispielen aus den USA zeige.
Vor allem mit Crowdfunding und Datenjournalismus
beschäftigten sich weitere Veranstaltungen, in denen
Möglichkeiten und Formen sowie Wege zum Einstieg
diskutiert wurden.

Mit den Innovationsbereichen in der Medienwelt
setzt sich auch die Medienjournalistin Ulrike Langer
auseinander, die ebenfalls Herausgeberin des Portals
„Vocer“ ist. Im Gespräch mit „M“ erläutert Langer
Probleme der Massenmedien: „Viele Nutzer – die wir
früher Leser, Zuhörer und Zuschauer nannten – fragen
sich, warum das, was ihnen vorgesetzt wird, für sie
wichtig sein soll und erst recht, warum sie dafür be-
zahlen sollen.“ Journalisten müssten sich bemühen,
Relevanz aus der Nutzerperspektive heraus zu definie-
ren. Dafür könne man sich im Online-Journalismus
der sogenannten Chronistenpflicht entledigen, denn
im Netz reiche es, zu verlinken. So müsse nicht jeder
jedes nacherzählen. Als gelungenes Beispiel führte sie
die App Flipboard an. Sie stelle Inhalte anhand des
persönlichen Umfelds in den sozialen Netzen zusam-
men. „Ich erhalte Verweise auf Medienangebote, die
die Nutzer gelesen haben, denen ich beispielsweise bei
Facebook folge. Man kann 1.000 Flipboard-Usern über
die Schulter schauen, und bei allen wird etwas Unter-
schiedliches auf dem Bildschirm zu sehen sein. Das ist
der persönliche Interessensfilter, der dort zum Tragen
kommt.“

Das Informationsverhalten verändert sich, auf
der Re:publica sah man nur noch selten Menschen
Print-Publikationen lesen. Für Langer ist das jedoch
keine Frage des Alters: „Ich glaube je länger Menschen
im Netz unterwegs sind, desto mehr wandelt sich das
Informationsverhalten. Ich habe keinen Fernseher
mehr und die meisten Zeitungen abbestellt. Ich infor-
miere mich im Netz und fühle mich dabei besser in-
formiert, als zuvor. Dass sich der Inhalt im Netz be-
findet, ist für mich die Standardvariante. Gedruckte
Zeitungen sind eine optionale analoge Ausgabeform
eines per se digitalen Inhalts. Und ich bin kein Digital
Native. Ich glaube nicht, dass es in 20 Jahren noch
viele gedruckte Tageszeitungen geben wird. Ich weiß
auch nicht, warum Tageszeitungen gedruckt werden
müssen. Warum müssen Inhalte zurückgehalten wer-
den, bis sie dann einmal am Tag ausgedruckt werden
und nach stundenlanger Verzögerung in den Briefkäs-
ten landen? Sicherlich gibt es noch eine Generation
von Lesern, die mit dem Internet nicht aufgewachsen
ist und dort auch nicht rein findet, aber die werden
wegsterben.“ Anders sehe es bei Magazinen aus: „Print
hat seine Berechtigung im Zeitschriftenbereich und
bei Wochenzeitungen – die ZEIT verkauft ja mehr
Exemplare als früher.“

Aus diesen Veränderungen ergeben sich modifi-
zierte Arbeitsabläufe und besonders freie Journalisten
müssen sich anders aufstellen. „Der Prototyp des Ge-
neralisten mit dem Bauchladen wird es zukünftig
schwer haben“, sagt Langer, „freie Journalisten müs-

sen sich sehr viel stärker als früher spezialisieren. Ich
war früher auch Generalistin, schrieb für eine große
Tageszeitung als Medienjournalistin. Das ist an sich
schon eine Spezialisierung, aber immer noch sehr
breit. Mittlerweile bearbeite ich 4 bis 5 Themengebie-
te, die unter der Bezeichnung digitale Medieninnova-
tion miteinander zusammenhängen“.

Neben der thematischen Eingrenzung sollten
Freie ihr Tätigkeitsfeld erweitern. „Ich nutze meine
Expertise, um mit dem Journalismus verwandte Bereiche
abzudecken. Zum Beispiel berate ich Medienhäuser in
den USA zum Umgang mit dem digitalen Wandel und
ich gebe auch Seminare. Der Vorteil, wenn man sich
mit an die Spitze von neuen
Entwicklungen stellt, ist
nicht nur, dass man nicht
abgehängt wird, sondern
man kann auch Geld damit
verdienen, anderen zu zei-
gen, wie es geht. Die Schin-
derei für geringes Zeilengeld
kann man sich dann irgend-
wann sparen.“ 

Mit den zunehmenden
Anforderungen und not-
wendigen Qualifikationen
steigt allerdings der Aufwand für Freie erheblich. Dem
könne man aber etwas entgegensetzen, wenn man
sich vernetze: „Journalisten sollten sich insgesamt viel
stärker vernetzen. Nicht nur um gegen die bestehen-
den Verhältnisse zu protestieren, sondern um Kom-
petenznetzwerke zu bilden. Damit haben freie Jour-
nalisten auch mehr Marktmacht.“ Dabei könne es
sich auch um lose, wechselnde Netzwerke handeln,
die sich projektabhängig neu zusammensetzen.

Smartphones als Waffe. Der Tübinger Medienwis-
senschaftler Bernhard Pörksen hat unlängst das Buch
„Der entfesselte Skandal“ veröffentlicht. Darin wie
auch in seinem Vortrag betrachtet er ganz andere Fol-
gen der digitalen Medienrevolution. „Alle senden,
speichern, publizieren“, so Pörksen. Smartphones
würden zu Waffen. Jeder von uns müsse jederzeit mit
unbekannten Ton- und Bildaufnahmen rechnen, die
einmal ins Netz gestellt, öffentlich wirksam werden
können. „Manchmal reicht schon ein einziger Klick,
und in falsche Kanäle geratene E-Mails, Fotos, Handy-
Videos oder SMS-Botschaften beenden eine Laufbahn
und besiegeln ein Schicksal.“ Durch mobile Geräte
würden Informationen generiert, die in einem Zom-
bie-Zustand schlummerten, aus dem sie jederzeit auf-
geweckt werden könnten. Die neuen Tools wie
Smartphones führen so zu neuen Opfern, weil jeder
ohne eigenes Wissen in allen möglichen Situationen
abgelichtet werden könne. Und man wisse nie, wel-
che Aufnahmen andere besitzen und was sie damit
machen. Ins Netz gestellt ergebe sich durch das audio-
visuelle Material ein persönliches Image, dass der Ein-
zelne nicht mehr kontrollieren könne. Dem müsse be-
gegnet werden, indem journalistische Kompetenzen
zu einem Element der Allgemeinbildung gemacht
werden, fordert Pörksen.

Darüber hinaus reichte das bunte Themenspek-
trum der Re:publica von Medizin im Netz, über De-
sign und Kunst im Web bis zur Entwicklung von Ge-
schäfts- und Finanzierungsmodellen für Startups. Auch
an Unterhaltung fehlte es nicht.           Uwe Sievers n
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Twitter-Meldungen während
der Netzkonferenz ausge-
druckt und an die meterlange
Pinnwand geheftet –
ein analoges Kunstwerk
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Gleich zwei Nächte
hintereinander war
die Lokal redaktion
der Lausitzer Rund-
schau in Spremberg
Ziel neonazistischer
Angriffe. In der Nacht

zum 30. April wurde das Gebäude der Redaktion mit
Parolen wie „Lügenpresse halt die Fresse“ beschmiert.
Außerdem klebten die unbekannten Täter Bilder von
Neonaziaufmärschen an die Scheiben und hinterließen
so einen politischen Fingerabdruck. In der folgenden
Nacht hängten Unbekannte Innereien eines frisch ge-
schlachteten Tieres an das Redaktionsschild der Zeitung. 

Der Chefredakteur der Lausitzer Rundschau (LR), 
Johannes M. Fischer, hat keinen Zweifel, dass auch in
diesem Fall die Täter aus dem rechten Milieu kom-
men. Schließlich ist das Aufhängen von Tierinnereien
vor den Häusern missliebiger Personengruppen schon
länger als Mittel rechter Einschüchterungsstrategien
bekannt. 

Davon waren in der Vergangenheit Synagogen
und Wohnungen von bekannten Nazigegnern betrof-
fen. Auch Medienarbeiter, die sich mit der rechten
Szene befassten, gerieten immer wieder ins Visier
rechter Gruppen und der auf die Gegnersuche spezia-
lisierten Anti-Antifa. So wurden immer wieder persön-
liche Daten und Adressen von Journalisten und Foto-
grafen auf rechten Homepages bekannt gemacht.
Journalisten wie die auf die rechte Szene spezialisierte
Andrea Röpke wurden bedroht und bei ihrer Arbeit

auch körperlich angegriffen. Dass aber gleich eine
ganze Redaktion ins Visier von Neonazis gerät, sorgte
dann doch für Schlagzeilen. „Wir haben in der ver-
gangenen Woche mehrfach kritisch über die rechte
Szene in Spremberg berichtet. Das hat ihnen wohl
nicht gefallen“, erklärte Fischer gegenüber dem Berli-
ner Tagesspiegel zu den Motiven, warum gerade die
Lausitzer Rundschau Ziel rechter Angriffe geworden ist. 

Klar Stellung beziehen. Tatsächlich hat die Zeitung
nicht nur in der letzten Zeit ausführlich über rechte
Aktivitäten in der Region berichtet und Nazigegner zu
Wort kommen lassen. Die LR veröffentlichte in ihrer
Printausgabe und auf ihrem Blog Glossen, Berichte,
sowie Kurzfilme. Anlässlich eines Neonaziaufmarsches
in Cottbus am 15. Februar 2012 diskutierten Journa-
listen und Volontäre der LR über den richtigen jour-
nalistischen Umgang mit den Aktivitäten von rechts
außen. So schreiben LR-Volontäre: „Manche Kollegen
warnen: Macht euch nicht zum Sprachrohr, bleibt ob-
jektiv. Wir fragen: Darf eine Tageszeitung in solchen
Fragen nicht klar Stellung beziehen? Einige Kollegen
sagen, es sei sowieso klar, dass wir gegen rechts sind.
Wir fragen: Wie kann das klar sein, wenn wir es nicht
deutlich aussprechen? Darf ich mich als Journalistin
nicht nur privat, sondern auch beruflich gegen rechts
aussprechen und das in meine Arbeit einbringen?“ 

Von vielen Lesern werden die engagierten Jour-
nalisten bestärkt, ihre Recherche über rechte Struktu-
ren nicht im Mantel einer scheinbaren Objektivität,
sondern mit einem klaren Bekenntnis gegen rechts zu
verbinden. „Bitte, machen Sie weiter so – wir brau-
chen Sie“, hieß es in Leserbriefen. „Wir haben eine
sehr gute und starke Redaktion. Die Journalisten wis-
sen, dass sie ein schwieriges und möglicherweise ge-
fährliches Thema bearbeiten. Sie gehen sehr souverän
damit um und lassen sich nicht einschüchtern“, be-
tonte Fischer gegenüber M. Der Chefredakteur blen-
det auch die ganz persönlichen Folgen für die ange-
griffenen Journalisten nicht aus: „Wir selbst fühlen
uns von dieser feigen und niederträchtigen Tat durch-
aus bedroht. Allerdings empfinden wir diese Bedro-
hung als Herausforderung, noch intensiver zu recher-
chieren und zu schreiben, um dem Rechtsextremis-
mus keine Chance zu geben.“              Peter Nowak n

MEDIEN + GESELLSCHAFT

Im Visier von Neonazis
Angriffe auf Lausitzer Rundschau wegen kritischer Berichterstattung

Prozessbeginn 
gegen Chef von Kino.to 
Vor dem Landgericht Leipzig hat am 8. Mai der Prozess
gegen den Gründer und Chef des illegalen Streaming-
portals Kino.to begonnen. Die sächsische Generalstaats-
anwaltschaft wirft dem 39-jährigen Leipziger die mas-
senhafte Verletzung des Urheberrechts vor. Außerdem
soll er mit Werbeanzeigen auf der Seite fast sieben Mil-
lionen Euro kassiert haben. Der gelernte Bodenleger
hatte bereits 2004 mit der Webseite „Saugstube“ ein
ähnliches, wenn auch nicht so lukratives Portal be-
trieben. Damals wurde er zu einer Geldstrafe von
3.900 Euro und ersatzweise fünf Monaten Gefängnis
verurteilt. 2008 gründete er Kino.to, das 2011 gesperrt
wurde. Über die Seite waren 135.000 Film- und Serien-
kopien erreichbar, vier Millionen User tummelten
sich hier täglich. Auch die übrigen Drahtzieher von
Kino.to sind mittlerweile verhaftet. Für den Prozess
gegen Dirk B. sind vier Verhandlungstage anberaumt
worden, ihm drohen bis zu fünf Jahre Haft. Ein Urteil
wird zum 14. Juni erwartet.            Christoph Brandl n
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➧  Stellungnahme der dju

„Die 4.300 Journalistinnen
und Journalisten, die in der
dju in ver.di Berlin-Branden-
burg organisiert sind, stehen
solidarisch an der Seite ihrer
Lausitzer Kollegen“ so An-
dreas Köhn, dju-Geschäfts-
führer, und weiter: „Die Dro-
hungen und Angriffe sind
gegen uns alle gerichtet,
nicht nur gegen jene Kolle-
gen, die in den Medien zu
dieser Thematik berichten“.
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Gegründet wurde Deutschlands immer noch führen-
de Computerzeitschrift Computer-Bild 1996. Um die
Jahrtausendwende lag die Auflage knapp über einer
Million (1.056.567 Exemplare im IV. Quartal 2000).
Zwar verringerte sich die verkaufte Auflage von Com-
puter-Bild in den letzten elf Jahren um etwa die Hälfte
(506.420 in IV/2011), der Marktführer schreibt aber
trotz Zeitschriften-Konkurrenz und Internet immer
noch schwarze Zahlen.

Zur Computer-Bild-Gruppe bei Springer zählen
noch Computer Bild Spiele und Audio Video Foto Bild.
Bisher waren die Redaktionen der Print-Ausgaben der
Gruppe direkt bei der Axel-Springer AG angesiedelt.
Die Online-Redaktionen aber arbeiten in der nicht 
tarifgebundenen Tochtergesellschaft Computer-Bild-
Digital GmbH, hausintern kurz „DiGi“ genannt.
Schon in der Vergangenheit sorgte diese redaktionelle
Zwei-Klassengesellschaft für Unmut im Hause. Bei der
„DiGi“, so Springer-Mitarbeiter, „gärt es schon lange.“
Von „unzumutbaren Arbeitsbedingungen“ und „un-
würdiger Bezahlung“ ist die Rede.

Zur Erinnerung: Auf der jüngsten Hauptver-
sammlung des Springer-Konzerns verkündete Vor-
standschef Mathias Döpfner den Aktionären Rekord-
zahlen. Der Umsatz legte im Jahresvergleich um zehn
Prozent auf knapp 3,2 Milliarden Euro zu, der opera-
tive Gewinn kletterte um 16 Prozent auf 593 Millio-
nen Euro, der Reingewinn liegt mit 289,4 Millionen
Euro knapp sechs Prozent höher als 2010. Doch statt
die DiGi-Mitarbeiter in das umsatzstarke und tarifge-
bundene Mutterhaus zurückzuholen, sah Döpfner die
Gunst der Stunde gekommen, „rechtzeitig die Wei-
chen für die Zukunft“ zu stellen. Denn auch die im-
mer noch profitable Computer-Bild-Gruppe leide „seit

vielen Jahren unter einem stark rückläufigen Ver-
triebs- und Anzeigenmarkt“. Seine logische Konse-
quenz: Tarifflucht als Geburtstags geschenk an die Mit-
arbeiter im Springer-Jubel- und Jubiläumsjahr. Die
Kolleginnen und Kollegen der Computer-Bild sollen in
die Digital GmbH übernommen werden.

Womit das Springer-Management nicht gerechnet
hatte, war die Reaktion in den Redaktionen. Getreu
der Döpfner-Devise, man müsse „sich als Verlag ent-
scheiden, ob man gute oder gehorsame Journalisten
will“, entschied sich die Computer-Belegschaft für das
Gute, für mehrtägige Warnstreiks. Ein neues „Wir-
sind-sauer-auf-Springer“-Gefühl trieb sie zur Überra-
schung der Geschäftsleitung geschlossen vor die Tore
des Hamburger Verlagshauses. Sie folgten einem Auf-
ruf der Gewerkschaften und forderten, wenn die Rück-
nahme der beabsichtigten Maßnahmen nicht erfolgt,
zumindest eine bessere Betriebsvereinbarung über ei-
nen Sozialplan. ver.di-Fachbereichsleiter Martin Dieck-
mann am ersten Streiktag: „Gegen jede pragmatische
Einigung zieht der Vorstand hier einen Grundsatzkon-
flikt auf. Der Vorstand muss aufhören, sich den berech-
tigten Forderungen der Beschäftigten zu verweigern.“

Schon am ersten Streiktag zeigten sich Redakteu-
re vom konkurrierenden Heise Zeitschriften Verlag
mit den Hamburger Kollegen solidarisch, sprachen von
„Missmanagement“ und schrieben in einem offenen
Brief: „Journalistische Qualität ist nicht zu Dumping -
löhnen zu haben und auch die Computerpresse kann
ihre wichtige Funktion zur Aufklärung der Verbrau-
cher über neue, sich rasant entwickelnde Produkte
nicht erfüllen, wenn sie unter prekären Verhältnissen
und mit personell zu dünn besetzten Redaktionen ar-
beiten soll.“ Die Heise-Mitarbeiter wissen durchaus,
wovon sie sprechen, denn in ihrem Haus arbeiten
Print- und Online-Redakteure seit eh und je zu glei-
chen Konditionen und zu Tariflöhnen.

Der Protest der Branche, der Gewerkschaften und
vor allem der Streik der Betroffenen zeigte Wirkung,
stärkte Gewerkschaften und Betriebsrat bei den Ver-
handlungen den Rücken. Zwar wurde der Plan der
Springer AG nicht zurückgenommen, aber am 
 11. Mai konnte eine Betriebsvereinbarung unterzeich-
net werden. Vereinbart wurde für die Mitarbeiter, die
nicht zur Tochtergesellschaft Computer-Bild-Digital
GmbH wechseln, zusätzlich zu den Leistungen aus
dem Rationalisierungsschutz eine Sonderzahlung von
vier Monats gehältern und ein verlängerter Kündi-
gungsschutz von drei Monaten. Und für die alten und
neuen Mitarbeiter der DiGi wurde der Ausschluss von
betriebsbedingten Kündigungen bis zum 31.3.2013
vereinbart. Obendrein gibt es einen unbefristeten
Dienstleistungsvertrag zwischen DiGi und Springer
AG, in dem die redaktionelle Erstellung der drei bis-
herigen Titel sowie entsprechender, gleichwertiger
Print- und Online-Objekte vereinbart ist. Erstmals
mögliche Kündigung: der 31. Dezember 2015. Im
Klartext bedeutet dies eine Arbeitsplatzsicherung, die
nicht durch Gründung anderer Objekte unterlaufen
werden kann.                                       Wulf Beleites n

Reset bei Computer-Bild
Springer-Redakteure erzwangen mit Warnstreiks einen Sozialplan 

Das hat es in der Verlagsgeschichte von Springer so noch nicht gegeben. Redakteure
und Redakteurinnen streiken gegen ihre Geschäftsleitung. Die knapp 90 Beschäftigten
der Computer-Bild-Gruppe kämpfen für den Erhalt ihrer Arbeitsplätze, wehren sich da-
gegen, dass ihre tarifgebundenen Arbeits plätze in eine tariflose Tochtergesellschaft
übergehen sollen. Und sie erreichen einen respektablen Kompromiss: eine Betriebs-
vereinbarung, die sich als solidarischer Erfolg verbuchen lässt.
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Mit drei Streiks und dabei
deutlicher Störung der 
Produktion an Schlusstagen
verliehen die  Beschäftigten
bei Computer-Bild in Hamburg
ihren Forderungen nach 
tariflich gesicherten Arbeits-
plätzen Nachdruck.
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Insgesamt verlieren 19 Kollegen der Ostfriesen-Zeitung
(Leer) und des General-Anzeigers (Rhauderfehn) ihren
Arbeitsplatz. 17 Festangestellten stehen Kündigungen
ins Haus. Zwei Zeitarbeitsverträge wurden nicht ver-
längert. Der Personalabbau sei wegen wegbrechender
Anzeigenerlöse notwendig, gab die Geschäftsleitung
vor. Nachdem der Betriebsrat einen Wirtschaftssach-
verständigen hinzugezogen hatte, stellte dieser fest,
dass der Verlag auf mehr als gesunden Füßen stehe. Es
sei im Gegenteil sinnvoll, die Marktposition der Ost-
friesen-Zeitung (OZ) zu stärken und weitere Mitarbeiter
einzustellen, war sein Fazit. 

Das hielt die Geschäftsleitung jedoch nicht davon
ab, bereits Anfang des Jahres den Chef vom Dienst
mit sofortiger Wirkung vom Dienst freizustellen. Er
blickt auf eine 31jährige Betriebszugehörigkeit zurück.
Den Leitern der Bezirksredaktionen in Emden, Aurich
und Leer wurde gekündigt. Ihnen wurden bei einem
Gütetermin vor dem Arbeitsgericht Emden lächerlich
geringe Abfindungen angeboten. Sie klagen wie auch
der CvD auf Wiedereinstellung.

Der Chefredakteur der OZ, Uwe Heitmann (52),
übernimmt auch die Leitung der Lokalredaktionen in
Leer, Emden und Aurich, die Außenredaktion mit drei
Redakteuren in Norden wird geschlossen. Die Redak-
tionstechnik im Stammhaus in Leer-Logabirum soll
aufgegeben, die Arbeit fremdvergeben werden. Zwei
langjährige Mitarbeiter werden in einen anderen Be-
trieb nach Norden versetzt, zwei müssen gehen. 
Einer davon ist seit 37 Jahren im Betrieb. Die ihm an-
gebotene Abfindung war inakzeptabel. Im Redaktions-
sekretariat sollen Stellen abgebaut, weitere Lokal -
redakteure entlassen werden. 

In einer E-Mail teilte die Geschäftsleitung mit, sie
wolle mit allen über 58 Jahre alten Redakteuren Ge-

spräche über ein vorzeitiges Betriebsausscheiden füh-
ren. Das erweckt ganz den Eindruck von altersbeding-
ten Kündigungen. Die verstoßen allerdings gegen das
Antidiskriminierungsgesetz. Die Kollegen lassen sich
das nicht kampflos bieten. Die Protestaktionen der
ZGO-Mitarbeiter in Aurich, Leer, Emden und Norden,
die in den Fußgängerzonen stattfanden, stießen auf
großes Interesse bei der Bevölkerung. Unterstützung
erhielten sie dabei durch IG Metall-Betriebsräte der
Meyerwerft in Papenburg und VW Emden, die offen
für weitere Aktionen sind. Die dju in ver.di und der
DJV protestieren gegen den Stellenabbau und den
Umgang mit den Kollegen bei der OZ: Für ihren Profit
würden die Verleger Existenzen sowie Vielfalt und
Qualität einer einzigartigen Presselandschaft opfern.

Auch die Europa-, Bundestags- und Landtagsab-
geordneten aus den ostfriesischen Wahlkreisen wand-
ten sich in einem gemeinsamen Brief an die Verleger
der ZGO. Sie schrieben: „Eine starke Verringerung des
redaktionellen Personals und die Trennung insbeson-
dere von sehr erfahrenen Journalisten Ihrer Zeitungs-
gruppe werden fast zwangsläufig zu einer schlechteren
journalistischen Qualität führen. Wir meinen, dass
die Bevölkerung einen Anspruch auf völlige Trans -
parenz Ihrer Entscheidungen hat. Das gebietet Ihr öf-
fentlicher Auftrag.“ 

Bei der Jubiläumsfeier „150 Jahre Anzeiger für
Harlingerland“ im April wies der Niedersächsische 
Ministerpräsident David McAllister auf die wichtige
Bedeutung der Lokalzeitungen hin und äußerte sich
kritisch über die Einsparungen bei einer größeren Zei-
tung in der Region, ohne Namen zu nennen. Ob das
der Grund für das vorzeitige Verlassen der Veranstal-
tung durch den Chefredakteur der Ostfriesen-Zeitung
war, ist nicht bekannt.                     Gerhild Hustädt n
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Gegen die drohende 
Kündigungswelle protestier-
ten DJV und ver.di in der 
Fußgängerzone von Aurich
mit einer überdimensionalen
Boden-Zeitung, Flugblättern
und einem Info-Stand.
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Kündigungswelle in Ostfriesland
Außenredaktionen geschlossen, Beschäftigte wehren sich vor dem Arbeitsgericht

Die Zeitungsgruppe Ost-
friesland (ZGO) will weiter-
hin hohe Gewinne, der Weg
dahin: Personalkürzungen. 
In den Jahren 2005 bis 2010
teilten sich die Verleger
15,3 Millionen Euro Gewinn-
ausschüttung und Pachtein-
nahmen. Das soll natürlich
so bleiben!

Anzeige
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Lange Schlangen vor
den Kinokassen
Frankfurter am Main: 
Warnstreik im CineStar Metropolis 

Lange Schlangen vor den Kinokassen und am
Popcornstand, bis zu einer Stunde Verspätung
beim Filmstart und trotzdem viel Verständnis

der Kinobesucher für den Streik der Beschäftigten des
„CineStar Metropolis“. So fasst Manfred Moos, Leiter
des Fachbereichs Medien beim ver.di Landesbezirk
Hessen, das Ergebnis des ersten Warnstreiks beim
Frankfurter Großkino Metropolis am 28. April zusam-
men. „Nahezu die komplette Stammbelegschaft des
Samstagabend ist dem Aufruf zur Arbeitsniederlegung
gefolgt“, bilanzierte nach Streikende Manfred Moos. 

Nach Streikbeginn um 19.00 Uhr verließen viele
Besucher das Kino, um den lauen Abend nicht in der
Schlange vor der letzten geöffneten Kasse verbringen
zu müssen. Erst im Laufe des Abends sei es der Thea-
terleitung mithilfe von herbeigeholten leitenden An-
gestellten und Leiharbeitern gelungen, den Betrieb
wieder etwas ins Laufen zu bringen.

Termin abgesagt. Vor dem Kino erklärten die rund
40 Streikenden den Besuchern die Gründe für die Ar-
beitsniederlegung und ernteten viel Verständnis für
die Forderung nach höheren Löhnen und Zuschlägen
für Nachtarbeit. Mit dem Warnstreik wurde gegen die
Verzögerungs- und Hinhaltetaktik des Arbeitgebers bei
der Aufnahme von Tarifverhandlungen protestiert.
Die CineStar-Gruppe, zu der das Frankfurter Metropo-
lis-Kino gehört, habe zuletzt einen bereits vereinbar-
ten Verhandlungstermin abgesagt und zahlreiche
neue Terminangebote abgelehnt. ver.di will mit dem
Unternehmen einen Firmentarifvertrag für die Be-
schäftigten abschließen. Dabei geht es vor allem um
höhere Löhne. Die Stundenlöhne im Metropolis lie-
gen zurzeit für viele Beschäftigte bei sieben Euro. Am
7. Mai legten Metropolis-Mitarbeiter in Frankfurt er-
neut die Arbeit nieder, wodurch es zu Verzögerungen
beim Filmstart kam.

Das Frankfurter Metropolis in der Eschenheimer
Anlage 40 gehört zu den größten und umsatzstärksten
Kinos in Deutschland. Es gehört wie die CineStar-
Gruppe insgesamt zu einer in Australien ansässigen
Holding. Auch in anderen Städten streiken CineStar-
Beschäftigte für höhere Löhne, zuletzt in Osnabrück,
Dortmund und Bamberg.                                   PM n
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Das WDR-
Dschungelbuch
Spät kommt sie, aber das lange Warten hat sich gelohnt. Die
zweite, völlig neu bearbeitete Auflage des WDR-Dschungel-
buchs erscheint zu einem Zeitpunkt, da das Klima auch im 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk sich rapide verschlechtert
hat. Wachsende Arbeitsverdichtung, Sparpolitik, Format- und
Quotendenken bestimmen den Arbeitsalltag. Viele leiden 
darunter, vor allem die Freien. „Das WDR-Dschungelbuch ist
bewusst und absichtlich aus der Position eines Freien für freie
Mitarbeiter geschrieben worden“, sagt Ulli Schauen, selbst
langjähriger freier Mitarbeiter des WDR und anderer ARD-
Anstalten sowie einige Jahre Vorsitzender der ver.di-Bundes-
kommission Selbstständige. Natürlich findet sich in nahezu
enzyklopädischer Vollständigkeit alles Wissenswerte über 
Tarifverträge, Honorare, Sozialleistungen, über Arbeitsabläufe,
Infoquellen, Archive und die Konsequenzen der Digitalisierung

auch auf die Produktion der
Freien. Aber der Autor begnügt
sich nicht mit dem Durchforsten
des verwirrenden Organisations-
wildwuchses in Deutschlands
größter und mächtigster Rund-
funkanstalt. Anhand praktischer
Beispiele illustriert er die viel -
fachen Widersprüche zwischen
Theorie und Praxis, analysiert
die Tücken des Sozialrechts,
schildert die berüchtigte „Prog-
nose“ und ihre Folgen für die
Beschäftigung Freier. Konkrete

Fallstudien geben Antworten auf Fragen wie „Was tun, wenn
der Urlaubsantrag verweigert wird?“ oder „Welche Konsequen-
zen hat der WDR-Fragebogen zur Sozialversicherungspflicht?“
Ganz neu gegenüber der Erstauflage sind Kapitel über die 
zunehmende Leiharbeit im Sender, über den Einstieg in die
Arbeit, auch über den WDR-Personalrat, der seit dem vergan-
genen Jahr auch für freie MitarbeiterInnen zuständig ist. 

Die neue Auflage will „noch mehr empowern“ als die
erste, verspricht der Autor. Folglich gehe es auch um „Hinter-
gründe, Zusammenhänge, Geschichtliches, auch die Interes-
sen- und Machtkonstellationen, die die Zustände herbeige-
führt haben“. Schauen fühlt sich solidarisch mit den MacherIn-
nen des „WDR Print“-Plagiats, in dem vor anderthalb Jahren
ein Undercover-Redaktionsteam in satirischer Weise auf 
„Programmverflachung, Quotenorientierung und das Wüten
der Sparkommissarinnen im Sender“ aufmerksam machte (M
11/2010). Er liefert selbst jede Menge Material, die eine recht
große Realitätsnähe der vermeintlichen Satire belegen. Die
Persiflage sei „Beleg dafür, dass der WDR eine Menge kluger
Köpfe hat“, kommentierte seinerzeit die Intendantin im Intra-
net. Monika Piel kann aber auch anders. Als eine Reihe freier
MitarbeiterInnen sich in einem offenen Brief an die Intendanz
über die restriktive Honorarpolitik mancher Redaktionen be-
schwerte, berichtete „medien-monitor.com“, habe die WDR-
Chefin den Brief inklusive der Namen sämtlicher Unterzeich-
ner an die diversen Redaktionsleitungen, für die die Freien ar-
beiteten, weitergeleitet. kel n

Ulli Schauen. Das WDR-Dschungelbuch. 2. Auflage 2012.
Hrsg.: ver.di Sender-Verband beim WDR, 288 Seiten, 29,90
Euro. 14,90 Euro für ver.di-Mit glieder im WDR. Versand-
kostenfrei über www.wdr-dschungelbuch.deBu
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Cinestar-Mitarbeiter
im Ausstand: 
Besucher zeigen 
Verständnis für 
Forderungen
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Erneut Warnstreik
bei Nordwest-Zeitung
Signale für Beschäftigungssicherung

Haustarif – JETZT!, schallte es bis in den Ver-
handlungsraum bei der Nordwest-Zeitung
(NWZ) in Oldenburg am 24. April. Etwa 80

Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus Verlag und Re-
daktion begleiteten die dritte Runde zu einem Hausta-
rifvertrag mit einem Warnstreik. Sie stärkten damit
den Mitgliedern der Verhandlungskommission von
DJV und ver.di den Rücken. 

Als Kernthema stand eine umfassende Beschäfti-
gungssicherung auf der Tagesordnung der Gewerk-
schaften. Von der Geschäftsführung verlangten sie 
dazu klare Aussagen. Als Grundlage für einen Hausta-
rifvertrag erwarten die Gewerkschaften, dass alle Kol-
legen aus der Nordwest-Personaldienstleistungsgesell-
scaft (NWP) in die NWZ übernommen werden, dass
es keine betriebsbedingten Kündigungen während der
Laufzeit des Haustarifvertrages gibt, keine Ausgliede-
rungen von Abteilungen durchgeführt und freiwer-
dende Stellen wieder besetzt werden. Am Ende des
Verhandlungstages erklärte sich die Geschäftsführung
bereit, über solche Beschäftigungssicherungen
„grundsätzlich zu verhandeln“. Allerdings nicht so-
fort. Und vor allem sollen solche Zusagen damit ver-
bunden werden, dass es eine dauer hafte Absenkung
der Gehälter für Neueingestellte und die aus der NWP
übernommenen Kollegen geben soll. 

Eine dauerhafte Spaltung der Beschäftigten und
ihrer Gehaltsstruktur werden die Gewerkschaften je-
doch nicht hinnehmen. Zudem muss auf Grundlage
einer verbindlichen Beschäftigungssicherung eine stu-
fenweise Anhebung der Gehälter für Neueingestellte
vereinbart werden. Schließlich wurde die Verhand-
lung auf den 21. Mai in Bremen vertagt.          Red. n

Kein Entgeltangebot
bei CinemaxX
Proteste gegen Hinhaltetaktik

Die Beschäftigten der Kinobetriebe der Cine-
maxX AG befinden sich weiter in der Tarif-
auseinandersetzung mit ihrem Arbeitgeber

(M 3/2012). Mit Warnstreiks machen die Beschäftig-
ten auf ihre Forderungen nach mehr Lohn aufmerk-
sam und protestieren gegen die Hinhaltetaktik der
Kino-Chefs. In Bremen beteiligten sich am 26. April
die 16 Mitarbeiter der Kinokette CinemaxX an einem
Warnstreik. Bis zur nächsten Verhandlungsrunde am
31. Mai kündigt ver.di weitere Aktionen an. Diese sei-
en notwendig, da der Arbeitgeber erst dann ein Ent-
geltangebot machen wolle, wenn ver.di Verschlechte-
rungen im Manteltarifvertrag zustimmt. Das wolle
man nicht hinnehmen, so ver.di-Tarifsekretär Frank
Schreckenberg.                                                   Red. n
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Grenzenlos
Seit 1998 informiert das Fernsehmagazin Grenzenlos in bis-
lang über 70 Sendungen alle zwei Monate auf Sport 1 (früher
DSF) über barrierefreie Reiseziele und Freizeitmöglichkeiten.
Für Urlauber mit Handicap und ihre Partner, aber auch für die
Generation 60+ reicht die Palette vom barrierefreien Urlaub
in reizvollen deutschen Regionen bis hin zum Abenteuertrip
in ferne Länder – verbunden mit gesundheitlicher Prävention.
So geht es für Rollstuhlfahrer mit dem Hausboot über bran-
denburgische Gewässer, fahren Blinde im Tandem Rad, erleben
Gehörlose eine Gebärdenführung. In der aktuellen Ausgabe
am 19. Mai steht die Kunst- und Kulturlandschaft „National-
park Berchtesgaden“ u.a. mit einer Salzreise auf Soleleitungs-
wegen im Mittelpunkt. Wiederholt werden die Sendungen auf
Kabel 1 und in regionalen Fenstern. 

„Mit unserer inhaltlichen Ausrichtung sind wir europa-
weit einzigartig“, erklärt der Münchner Filmproduzent Her-
mann Hoebel. Der Ursprung des Magazins lässt sich auf den
Sendeplatz zurückverfolgen, den die Arbeitsgemeinschaft Be-
hinderte und Medien (abm) vor zwei Jahrzehnten im aufkom-
menden Privatfernsehen bekam. Neue Zielgruppen waren zu
erschließen, die bayrische Landesregierung förderte. Bis heute
ist der abm-Leiter Dr. Peter Radtke, Rollstuhlfahrer mit Glas-
knochenkrankheit, im Grenzenlos-Redaktionsteam. Auch Jo-
hann Kreiter, Reisefachmann für die Fördergemeinschaft
Querschnittsgelähmter, und Anita Read, ehemalige bayrische
Behindertenbeauftragte, gehören dazu. 

Was wollen Reisende, welche Bedürfnisse haben sie?
Darüber wird bei der Themenfindung gesprochen und über
ein Netzwerk von Behindertenverbänden und engagierten
kleinen touristischen Veranstaltern recherchiert. Inzwischen
existiert eine Vielzahl interessanter Angebote – „wir sehen
einen mit der demografischen Entwicklung einhergehenden
gesellschaftlichen Wandel, neue Denkansätze und Lösungen
für eine barrierefreie Umwelt“, konstatiert Hoebel. 

Als verantwortlicher Redakteur setzt Hoebel auf ein Team
freier Mitarbeiter. Kamera- und Tonleute, Cutter und Sprecher
arbeiten schon jahrelang zusammen, entwickelten gemein-
sam die Bildsprache für die anspruchsvollen Filme. Zehn bis
zwölf Tage wird gedreht, nochmal solange dauert der Schnitt.
Vier halbstündige Filme entstehen pro Jahr, zwei Sendungen
kommen mit Tipps und Diskussionen direkt aus dem Studio,
moderiert von der Rollstuhlfahrerin Zuhal Soyhan, Absolven-
tin der Deutschen Journalistenschule – „als talentierte Talke-
rin ein Glücksfall für unser Magazin“, so Hoebel. Nach wie vor
ist die Finanzierung für ihn eine Herausforderung. Ein Drittel
steuert die Bayrische Filmförderung bei, zehn bis 20 Prozent
seine Produktionsfirma, den Rest bringen die Regionen auf.
„Guter Wille ist da, aber Geld knapp.“ Bettina Erdmann n 

www.grenzenlos.tv

Engagierte Medien abseits des Mainstreams sind 
hochinteressant, aber wenig bekannt. Deshalb stellt
M mit dieser Rubrik in jedem Heft eines davon vor.

Schon entdeckt?
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Bei den traditionellen Kopierwerken der
CinePost produktion GmbH in Hamburg (At-
lantik), München (Bavaria) und Berlin (Geyer)
gehen endgültig die Lichter aus. In einer zwei-
ten Entlassungswelle nach 2011 sollen jetzt
noch einmal 120 langjährige Mitarbeiter zu Mi-
niabfindungen einfach vor die Tür gesetzt
werden. 

2011 waren bereits knapp 40 Mitarbeiter von
betriebsbedingten Kündigungen betroffen.
Von 2010 noch 345 Beschäftigten werden vo-
raussichtlich nur 170 bundesweit übrig blei-
ben. In Hamburg werden es von 85 noch 25
Mitarbeiter sein, in München von 125 noch
80, in Berlin von 125 dann 2013 nur noch 80!
Auch Köln musste schon von 17 auf 8 redu-
zieren. 

Dr. Herbert Kloiber (auch „Geiz“-Kloiber
genannt) , mehrfacher Millionär und Medien-
mogul der TeleMünchen-Gruppe, schert sich
in keiner Weise um die Methoden seiner 
Unternehmensführung, die an Respektlosigkeit
und Würdelosigkeit gegenüber den Mitarbei-
tern kaum zu überbieten sind. Langjährige
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ihr hal-
bes Leben der Bavaria in München, der Atlan-
tikfilm Hamburg oder Geyer-Berlin gewidmet
haben, teilweise mit 30, 35, 40 Jahren Betriebs-
zugehörigkeit, sollen jetzt mit einem Viertel
ihres Monatsgehaltes pro Beschäftigungsjahr
Abfindung – kurz vor dem Ende ihres Arbeits-
lebens – nach Haus geschickt werden! „ Das
sind noch nicht einmal die Hälfte meines Jah-

reseinkommens für mich“, empört sich ein
betroffener Kollege. „Hier läuft uns gegenüber
eine Riesensauerei: Jahrelang haben wir im
Kopierwerk diesen Laden am Laufen gehal-
ten, Investitionen in moderne, zukunftsorien-
tierte Digitaltechnik erst möglich gemacht
und jetzt schmeißen die uns ohne Chancen
auf dem Arbeitsmarkt einfach raus – erbärm-
lich ist das!“, ergänzt eine andere Betroffene. 

Die Äußerungen der Mitarbeiter sind kaum
von der Hand zu weisen. Die Marktlage für
diesen Bereich ist zwar insgesamt durch die
Umstellung auf digitale Postproduktion und
Rückgang des „Zelluloids“ schwierig, wegen
des großen Wettbewerbs, aber die Investitio-
nen wurden 2010 und in 2009 noch locker
aus dem Cash-Flow finanziert. Allein 2010 lag
der Cash-Flow bei 7,7 Millionen Euro und für
die Jahre 2009 und 2010 bei 9,2 Millionen
Euro. Sind die Personalmaßnahmen für Ham-
burg und München 2012 und Berlin 2013 ab-
geschlossen, wird lediglich noch die Hälfte
der Mitarbeiter bundesweit für die CinePost-
production tätig sein. Allein dadurch realisiert
Kloiber 11,5 Millionen Euro Einsparungen an
Personalkosten pro Jahr. Da lassen sich die
Verluste für 2011 und vermutlich auch 2012
spielend verkraften. Bezahlen will er den Mit-
arbeitern aber lediglich insgesamt 3,4 Millio-
nen Euro als Ausgleich für den Verlust des Ar-
beitsplatzes, gab er gegenüber den Aktionären
an. Das wären für die Beschäftigten gerade
einmal 28.333,33 Euro im Durchschnitt! 

In Wirklichkeit ist das dem „geizigen Dok -

tor“ aber noch viel zu viel. 0,25 Monatsgehäl-
tern pro Beschäftigungsjahr müssen reichen,
schließlich sind das so rund 21.000 Euro bei
ca. 2.800 Euro Monatsgehalt und 30 Jahren
Kopierwerk! Von den Einsparungen kann er
dann bald auch wieder eine Dividende be-
kommen, und der Vorstand Dr. Christian
Sommer braucht natürlich seine Jahresvergü-
tung von 421.000 Euro!

Schaut man sich die Aktionärsstruktur
der Cinemedia AG genau an, zu der die Cine-
Postproduction zu 100 Prozent gehört, muss
man sich doch wundern, dass die Bavaria
Film als Aktionärin mit 28 Prozent Beteili-
gung ein solches Vorgehen duldet. Bei ihr er-
hoffen Betroffene noch ein soziales Gewissen,
das sich in einer angemessenen Sozialplange-
staltung zeigen könnte mit zumindest folgen-
den Eck daten: Erstens – Wirksamkeit der Kün-
digungen erst zum 31.12.2012 und nicht
schon zum 31.10.2012; zweitens – die Abfin-
dungshöhe muss mindestens auf dem Niveau
von 0,7 bis 1,0 Gehältern pro Beschäftigungs-
jahr liegen; drittens sind Outplacement-Maß-
nahmen zu vereinbaren und die Auszahlung
der Abfindung ist in den Januar 2013 zu le-
gen. Das wäre ein sozialer Mindeststandard
für die CinePostproduction und ihre Gesell-
schafter – und: es wäre ohne weiteres mög-
lich! Aber die Kündigungen sind längst aus-
gesprochen, einen Sozialplan gibt es noch
nicht. Deshalb sind viele Kollegen gezwun-
gen, mit ihren Kündigungsschutzklagen vor
Gericht zu ziehen.                       Carl Christ n

Kopierwerke vor dem Aus
Medienmogul Kloiber geizt bei Massenentlassung auf Kosten langjähriger Mitarbeiter

„Alles zu teuer“ 
Tarifverhandlungen für 
Technische Betriebe bei Film und TV stocken

Mit Pfiffen und 5%-Tafeln erinnerten über 60
Be schäftigte aus verschiedenen Filmbetrieben
vom Bavaria-Gelände in Geiselgasteig/Mün-
chen die Verhandlungskommissionen der Ar-
beitgebervertreter im Verband Technischer
Betriebe für Film und Fernsehen (VTFF) und
ver.di an ihre Erwartung für einen Tarifab-
schluss. Dementsprechend war die mögliche
Tarif erhöhung auch der Schwerpunkt dieser
5. Verhandlungsrunde am 23. April. 

Jedoch gab es keine Fortschritte. Der VTFF war
nicht bereit, sein Angebot von 2% für 24 Mo-

nate zu erhöhen. Stattdessen gab es sogar ei-
nige Rückschritte. Denn die vom VTFF vorge-
brachte und auch von ver.di durch eine Befra-
gung der Mitglieder in CinePost-Betrieben be-
stätigte Verschiebung einer Tariferhöhung
wurde durch die Geschäftsführung der Cine-
Postproduction nun nicht mehr angenom-
men. Auch ver.di-Forderungen im Mantelta-
rif, wie Sonntagszuschläge im produktionsab-
hängigen Dienst und eine Aufstockung des
Krankengeldes ab der siebten Woche der Ar-
beitsunfähigkeit, hat der VTFF abgelehnt. Es
sei alles zu teuer. „In dieser Runde muss es

kräftige Tariferhöhungen geben, deshalb sind
5 % bei einer Laufzeit bis zu 24 Monate schon
fast eine bescheidene Forderung. Die Aktion
der Kolleginnen und Kollegen in Geiselgasteig
war eindrucksvoll und für uns ein klarer Auf-
trag. Unverständlich ist, dass von sozialer Ver-
antwortung getragene Vorschläge unsererseits
vom VTFF ausschließlich unter Kostenge-
sichtspunkten abgelehnt werden. Mehr Ent-
gegenkommen ist nicht möglich“, erklärte
ver.di-Tarifsekretär Matthias von Fintel. 

Die Verhandlung wurde ohne konkrete
Terminvereinbarung vertagt.                Red. n
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In arabischen Ländern qualitativ hochwertige Filme
zu finden, die von Frauen produziert worden sind, 
sei nicht schwieriger als beispielsweise auf dem 
europäischen Markt. Dass arabische Frauen meist ver-
schleiert in der Ecke herumsitzen würden, sei ein
hauptsächlich in Europa kursierendes Klischeebild.
Das konstatierte Irit Neidhardt, die den Fokus „Die
arabische Welt“ des Internationalen Frauenfilmfes -
tivals in Köln Ende April kuratierte. 

Rund 8.000 Zuschauerinnen und Zuschauer zog es ins
Kino, unter anderem auch, um sich Filme von Frauen
über die Arabellion zu sehen. Zur Diskussion stand,
wie es in arabischen Ländern um die Freiheit der
Kunst und Presse vor der Revolution und danach be-
stellt ist. Wie in den vergangenen Jahren hatte es das
Festivalteam, unter Leitung von Silke Räbiger, auch
diesmal geschafft, gesellschaftspolitisch provokante
Debatten zu initiieren und zugleich kulturelle Quali-
tät ins Kino zu bringen. Besonders interessant war in
diesem Zusammenhang beispielsweise der Dokumen-
tarfilm „Forbidden“ (Verboten) der Ägypterin Amal
Ramsis (Bild). In dem Streifen beklagen sich unter an-
derem Filmemacherinnen über Zensurbehörden, stän-

dige Polizeipräsenz in den Städten, so-
wie über Ordnungskräfte, die ihnen
unter anderem untersagten, ohne Ge-
nehmigung auf den Straßen zu dre-
hen. Unmittelbar nach den Drehar-
beiten des Films war plötzlich mit all
dem Schluss, denn der 25. Januar war
nicht nur letzter Drehtag des Films
„Forbidden“, sondern zugleich auch
Ausbruch des Massenaufstands, der

nur 18 Tage später den Diktator Husni Mubarak zu
Fall brachte. Insofern ist Ramsis� Werk eine Moment-
aufnahme der letzten Tage unter dem alten Regime

vor der Revolution geworden. „Seither
haben sich die Gesetze nicht geändert,
nur hält sich keiner mehr daran“, sagt
Arab Lotfi, eine der Protagonistinnen,
die selber Dokumentarfilmerin ist und
in Ramsis� Film ihre Stimme erhebt.
Derzeit gebe es keine starke Populär-
oder Propagandakunst mehr, dafür
viel Raum für freie Kunst. Überall auf

den besetzten Plätzen und Straßen in Kairo seien bei-
spielsweise Graffiti und Straßentheater zu sehen. Da-
raus leitet sie ein allgemeines Gesetz ab: Die Situation
sei immer dann günstig für die Kunst, auch für schaf-
fende Frauen, wenn Gewerkschaften und außerparla-
mentarische Gruppierungen stark sind. 

Lotfi muss das wissen, denn sie war in vorderster
Front während der Revolte dabei. Gründe dafür habe
es jede Menge gegeben, so Lotfi. Seit 1982 hätten die
Ägypter unter Notstandsgesetzen leben müssen. Keine
Versammlungsfreiheit, die Polizei konnte Wohnun-
gen und Häuser ohne richterlichen Beschluss durch-
suchen und ohne Gerichtsverfahren Leute in Haft
nehmen. Einen ganz praktischen Grund gab es zu-

dem. Lotfi wohnt im Zentrum von Kairo, um die Ecke
vom Innenministerium. Ihr Zuhause wurde schnell
zum „Kitchen of the revolution“ (Küche der Revolu-
tion). Ständig seien Leute vom Tahir Platz zum Du-
schen gekommen oder mit Schlafsäcken, um sich aus-
zuruhen. Ihre Wohnung habe einem Militärcamp 
geähnelt, weil Militärs das Innenministerium mit 
Stacheldraht großräumig abgezäunt und mit Mauern
abgeriegelt hatten. Das hat sich bis heute nicht ge -
ändert. Wer von den Demonstranten neu dazu kam,
sagte den Militärs einfach, er wolle Lotfi besuchen.
Das habe wie ein „Sesam öffne Dich“ gewirkt, um
durch die Absperrung zu kommen.

Lotfi und andere arabische Filmemacherinnen
des Festivals sind enttäuscht vom vermeintlich frei-
heitlichen Europa, auf das sie zunächst Hoffnungen
gesetzt hatten, dort „einen wirklich freien Film“ pu-
blizieren zu können. Um ein bestimmtes Frauenbild
aus arabischen Ländern zu transportieren, sei es bei-
spielsweise bei westlichen TV-Sendern derzeit en
vogue, Dokumentationen zu bestellen, in denen Frau-
en Gewalt angetan werde, kritisiert sie. Al Jazeera hin-
gegen lehne Dokumentationen ab, wenn sie Kritik an
den Muslimbrüdern beinhalteten. All dies werde 
jedoch nicht politisch begründet, formale Ableh-
nungsgründe würden vorgeschoben. Etwa: „Der dra-
maturgische Aufbau ist nicht stimmig!“ Durch hohe
Vor kosten bei der Produktion würden freie Filme -
macherinnen außen vor gehalten, da sie diese nicht
stemmen könnten. 

Unkonventionelles Frauenbild. Beim Schwerpunkt
des Frauenfilmfestivals „Die arabische Welt“ gab es
nicht nur Kritik am westlichen Ausland. Vor allem lie-
fen Filme couragierter Regisseurinnen, die mit einem
unkonventionellen Frauenbild aufwarteten: Leila 
Kilanis „Sur la planche“, ein kleiner „Film noir“,
macht unaufdringlich, aber nachhaltig plausibel, wa-
rum unterbezahlte Arbeiterinnen einer marokkani-
schen Shrimps fabrik es schließlich vorziehen, sich mit
Diebesgut durchzubringen. Die jordanische Filmema-
cherin Sandra Madi ließ sich nach der Vorführung ih-
res Films „Perforated Memory“ (Durchlöcherte Erin-
nerung) vom Publikum befragen: Wie hat sie es bloß
geschafft, ehemalige Kämpfer der Palästinensischen
Befreiungsbewegung PLO dazu zu bewegen, öffentlich
an ihrem Heldenethos rütteln zu lassen? Unprätentiös
hat sie dokumentiert, wie desillusioniert die von ihrer
Führung enttäuschten Veteranen vor sich hin leben.
Zumal sie kaum finanzielle Unterstützung erhalten.
Das einzige, was sie aufrecht hält, ist ihre Gemein-
schaft, wenn sie sich mit ihresgleichen treffen. Dalila
Ennadres Filmportrait „I loved so much“ gibt den
Blick auf die lebenslustige 75-jährige Fadma frei, die
heute noch selbstbewusst zu ihrer Profession als Hure
steht. Obendrein thematisiert der Film marokkanische
Kolonialgeschichte: Fadma war einst bei der franzö -
sischen Armee eingestellt, um ihre Landsleute zu 
motivieren, im Indochinakrieg alles zu geben; wenn
notwendig auch ihr Leben.              Gitta Düperthal n

Frauen über die Arabellion
Spannende Erkenntnisse über arabische Filmkunst in Köln

Amal Ramsis
drehte
„Forbidden“
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„Pressefreiheit und Demokratie gehören zusammen,
aber die Praxis in Europa ist anders“, Moderatorin und
ROG-Vorstandssprecherin Astrid Frohloff konstatierte
beim Ranking zur Pressefreiheit ein Nord-Süd- und ein
West-Ost-Gefälle. Das in Ungarn am 1. Juli in Kraft
tretende neue Mediengesetz, „das viele Strafen für Zei-
tungen und Rundfunk und den Zwang zur Herausga-
be von Quellen vorsieht“, bezeichnete Károly Vörös,
Ex-Chefredakteur der Zeitung Népszabadság aus Buda-
pest, als „Spitze eines Eisberges“. Öffentliche Medien
und Meinungsvielfalt haben in Ungarn mit gravieren-
den Konzentrationsprozessen und der Entlassung von
mehr als 1000, „vor allem kritische“ Journalisten ei-
nen Kahlschlag erfahren. Jetzt beschäftigen sich Bei-
träge vorrangig mit dem Boulevard. Politische Themen
sind überwiegend der Regierungspolitik gewidmet
und nur in verschwindendem Maß der Opposition.
Gegenöffentlichkeit wird mehr und mehr online er-
zielt, die größte der über 200 alternativen Plattformen
Ungarns zählt bereits eine Million Besucher.

Medien als Spielzeuge. Die Lage im Balkan ist nach
Aussage von Matthias Barner, Leiter des Medien -
programmes Südosteuropa und Pressesprecher der
Konrad-Adenauer-Stiftung, „teilweise prekär“. Zwar
gibt es in Rumänien und Bulgarien offiziell keine Zen-
sur mehr, doch der politische und unternehmerische
Druck, den Oligarchen auf Medien und Journalisten

ausüben, nehme zu. Und bei gefährdeter sozialer Lage
greife Selbstzensur um sich. Ein Problem in Südost -
europa sei generell der geringe Organisationsgrad von
Journalisten, „dort muss man ansetzen“.

Seit Amtsantritt von Nicolas Sarkozy sieht Pascal
Thibaut, Deutschland-Korrespondent von Radio France
International, die Pressefreiheit eingeschränkt. Ein
 Indikator sei das Ranking, in dem Frankreich vom
Platz 11 vor einem Jahrzehnt auf aktuell Platz 38 zu-
rückgestuft wurde.

Die Einflussnahme sei vielfältig. Der Präsident
selbst schreckte nicht davor zurück, gegen kritisch
über ihn berichtende Medien vor Gericht zu ziehen.
Als französische Besonderheit leisteten sich starke
Wirtschaftskonzerne „Medien als Spielzeug“ und er-
warteten „Freundschaftsdienste“. Intendantenver -
träge werden bei nicht genehmer Berichterstattung
oder „lästiger Satire gern mal nicht bestätigt oder ver-
längert“. Zwar könne ein 2010 in Kraft getretenes Ge-
setz zum Quellenschutz als Fortschritt gelten, „aber es
reicht leider nicht so weit, wie wir uns das wün-
schen“, so Thibaut. Kritisch reflektiert würden all die-
se Entwicklungen vor allem in Internetzeitungen, mit
denen sich Journalisten ein bestimmtes Maß an Un-
abhängigkeit schufen. Dass sich Prof. Dr. Stephan
Ruß-Mohl als Leiter des Netzwerks European Journa-
lism Observatory mit der italienischen Journalismus-
kultur besonders vertraut zeigte, ist schon durch die
Nähe seines Institutes im schweizerischen Lugano zu
Italien gegeben. Er warnte vor der Illusion, dass mit
dem Rücktritt von Silvio Berlusconi als Regierungschef
die Welt wieder in Ordnung sei. „Berlusconi ist nach
wie vor Großeigentümer, die Eigentumsverhältnisse
sind die gleichen geblieben“, so der Medienwissen-
schaftler. Institutionen wollten vor allem Geld ver -
dienen, der Qualitätsjournalismus kämpfe ums Über-
leben und Medienjournalismus selbst sei in Italien
unterentwickelt. Zudem nähmen Drohungen gegen
Journalisten durch mafiöse Netzwerke zu und seien
mitunter lebensbedrohlich.

Öffentlichen Diskurs in Europa forcieren. Welche
Handlungsoptionen hat Europa, solchen Entwicklun-
gen entgegenzuwirken? Markus Löning, Beauftragter
der Bundesregierung für Menschenrechtspolitik und
Humanitäre Hilfe im Auswärtigen Amt, charakterisier-
te Pressefreiheit als entscheidendes Menschenrecht
und Kern der EU. Da es dafür aber leider keine gesetz-
geberische Zuständigkeit gebe, sei es für das EU-Parla-
ment schwer, auf die Mitgliedsländer einzuwirken.
Zudem reagierten diese „total empfindlich“ wenn
mangelnde Pressefreiheit kritisiert werde. „Es braucht
ein anderes Denken, der öffentliche Diskurs muss for-
ciert werden“, sagt Löning. Die Politik sei in der Ver-
antwortung, bedrohlichen Tendenzen entgegenzu -
treten. Gerade bei gesellschaftlichen Konzentrations-
prozessen, die die Medienvielfalt einschränken, werde
zu wenig hingesehen. „Wir dürfen nicht zulassen,
dass die Pressefreiheit praktisch zu Hause erodiert.“ 

Wichtig sei, so Ruß-Mohl, dass die Medien immer
wieder ihre Aufmerksamkeit auf Fehlentwicklungen
richten. Alle Anstrengungen seien zu unternehmen,
um Qualitätsstandards zu verankern. „Die Pressefrei-
heit ist aller Mühe wert.“ Denn Meinungsfreiheit, so
das Grundverständnis zum Tag der Pressefreiheit, ist
das Fundament, auf dem sich alle anderen Rechte
gründen.                                          Bettina Erdmann n

Pressefreiheit ist ein Privileg, von dem rund 80 Prozent der Menschen weltweit aus-
geschlossen sind. Auch in Europa wird sie nicht in allen Ländern mit gleicher Verve
verteidigt und geschützt. Während Finnland, Norwegen oder die Niederlande als vor-
bildlich gelten, Deutschland Platz 16 auf der Rangliste der Pressefreiheit 2011 hält,
sind Journalisten in Bulgarien, Italien oder Griechenland Korruption und Behörden-
willkür ausgesetzt, in Ungarn wird die Kontrolle durch neue Mediengesetze verschärft.
Zum Internationalen Tag der Pressefreiheit Anfang Mai wurde unter Federführung von
„Reporter ohne Grenzen“ (ROG) im Berliner Haus des Bundesverbandes Deutscher
Zeitungsverleger über Presse- und Meinungsfreiheit in Europa diskutiert. 

Alle Mühe wert
Europa und die Pressefreiheit – (k)eine Selbstverständlichkeit

Ein Fotograf in Köln am 
Rande der Anti-Atom-Demon-
stration im März 2011.
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Für Aserbaidschan ist die Austragung des „Eurovision
Song Contest“ (ESC) eine Gelegenheit, sich stolz der
Welt zu präsentieren. Doch hinter der Fassade sind die
Menschenrechtsverletzungen unübersehbar: Kritische
Journalisten haben es in dem Land schwer.

Idrak Abbasow wollte Hauszerstörungen dokumentie-
ren. Mit einem Filmteam war er am 18. April in der
Nähe der aserbaidschanischen Hauptstadt Baku er-
schienen, weil dort die staatliche Ölfirma Socar Zwangs-
umsiedlungen durchsetzen wollte. Sicherheitsleuten
des Konzerns gefiel seine Anwesenheit allerdings
nicht: Sie warfen den 35-jährigen Reporter zu Boden,
nahmen ihm die Kamera ab und traten mehrmals auf
ihn ein. Abbasow wurde schließlich bewusstlos und
mit einer Gehirnerschütterung sowie mehreren Kno-
chenbrüchen in ein Krankenhaus eingeliefert. Auch
die Journalistin Gunaj Musajewa, Korrespondentin der
oppositionellen Zeitung Jeni Musawat, wurde verletzt. 

Für die Regierung in Baku dürften Vorfälle wie
diese ungelegen kommen. Schließlich will sie ihr Land
vor dem Musikwettbewerb am 26. Mai in das beste
Licht rücken. Ende April wurde sogar erstmals seit
mehr als sieben Jahren eine Demonstration in einem
Vorort von Baku erlaubt, an der sich trotz massiver Be-
hinderungen etwa 4.000 Menschen beteiligten und
Demokratie und Meinungsfreiheit forderten.

Im Fall Abbasow forderte die Organisation „Re-
porter ohne Grenzen“ (ROG) die politische Führung
des Landes auf, den Überfall aufzuklären und die Ver-
antwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen. „Sonst
macht sie sich zum Mittäter“, erklärte ROG. Auch er-
niedrigende Haftbedingungen des Fernsehjournalis-
ten Saur Gulijew thematisierte ROG öffentlich.

Ohnehin nutzen Menschenrechtler und Journa-
listenverbände die Aufmerksamkeit für Aserbaidschan
vor dem ESC, um auf die prekäre Lage der Meinungs-
und Pressefreiheit in dem Land aufmerksam zu ma-
chen. „Der Eurovision Song Contest ist nicht einfach
eine unpolitische Musikveranstaltung“, sagt ROG-Vor-
standssprecher Michael Rediske. „ Er findet in einem
Land statt, in dem es keine freie Berichterstattung gibt
und kritische Journalisten bedroht werden.“ Im Ein-
zelnen liest sich das so: Mindestens sechs Journalisten
und Blogger sind zurzeit in Aserbaidschan inhaftiert,
Überfällen auf Journalisten wird strafrechtlich kaum
nachgegangen und das Internet wird streng über-
wacht. Von 20 Fernsehsendern stehen 18 unter 
direktem Einfluss der Regierung. Auch 80 Prozent der
Zeitungen sind in staatlicher Hand. Unabhängige Be-
richterstattung findet kaum Platz, vor allem, weil ge-
gen kritische Journalisten immer wieder Verleum-
dungskampagnen laufen.

Das „Komitee zum Schutz der Journalisten“ (CPJ)
hat sich in einem Brief direkt an Staatschef Ilham Ali-
jew gewandt: „Ihre Regierung hat bedeutende Mittel
aufgebracht, um das Image des Landes vor dem ESC
aufzupolieren“, schreibt CPJ-Direktor Joel Simon. „Ih-
re Bemühungen werden aber verpuffen, wenn die Re-

gierung weiterhin unabhängige Stimmen erstickt. Mit
systematischen Reformen könnten Sie der Verschlech-
terung der Pressefreiheit in Aserbaidschan entgegen-
wirken.“ Die Unesco hat ihren Guillermo-Cano-Preis
für Pressefreiheit in diesem Jahr am 3. Mai dem aser-
baidschanischen Journalisten Eynullah Fatullajew über-
reicht. Der 35-Jährige hat von 2007 bis 2011 wegen
seiner journalistischen Arbeit im Gefängnis gesessen.

Die Regierung in Baku findet das alles ungerecht.
Sie spricht von einem Informationskrieg des Auslands
gegen Aserbaidschan. Vor dem ESC würden zudem
Einzelschicksale instrumentalisiert.

Viele aserbaidschanische Menschenrechtler und
Regierungskritiker haben sich gegen einen Boykott
des ESC ausgesprochen. Der Blogger Emin Milli, zur-
zeit Student in London, meint vielmehr, das Ereignis
schaffe eine Plattform, um global über die Probleme
des Landes zu diskutieren. Für den 26. Mai hat der 32-
Jährige eine Vision: „Ich erwarte, dass die Sänger und
Künstler ihre Lieder den politischen Gefangenen wid-
men und ihre Freilassung fordern werden – während
der Live-Übertragung.“               Harald Gesterkamp n

MEDIEN + INTERNATIONAL

Unpolitische Musikveranstaltung?
Aserbaidschan vor dem Eurovision Song Contest: Verletzungen der Pressefreiheit unübersehbar

Siegerfoto entstand im Jemen
Zum „WORLD PRESS PHOTO des Jahres 2011“ wählte die Jury eine Aufnahme des spanischen
Fotografen Samuel Aranda. Das Siegerfoto, aufgenommen in einer Moschee in Jemens Haupt-
stadt Sanaa, entstand am Rande einer Demonstration gegen den Präsidenten Ali Abdullah 
Salih und zeigt eine verschleierte Frau, die einen verletzten Angehörigen in ihren Armen hält. 
Insgesamt bewarben sich 5.247 Fotografen mit 101.254 Fotos um die begehrten Preise. 
Ausgezeichnet wurden 57 Fotografen aus 25 Ländern in neun Themenkategorien. 
Gruner + Jahr präsentiert gemeinsam mit stern und GEO die WORLD PRESS PHOTO-Ausstel-
lung im G+J-Pressehaus am Baumwall. Der Eintritt ist frei. Anschließend wird die Ausstellung
vom 8. Juni bis 30. Juni 2012 im Willy-Brandt-Haus in Berlin gezeigt. 
www.worldpressphoto.org/

➧  Weitere Informationen:

www.pressefreiheit-fuer-ba-
ku.de (ROG)

www.amnesty.de/2012/1/20/
eurovision-song-contest-
2012-wettbewerb-fuer-die-
meinungsfreiheit 
(Amnesty International).
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Tödliche Recherche
Vier Journalisten binnen einer Woche in Mexiko ermordet

Mexiko gilt als gefähr-
lichstes Land der west-
lichen Welt für Medien-
schaffende. Besonders
brisant ist derzeit die
Situation im Bundes-
staat Veracruz. Dort
starben binnen einer
Woche vier Reporter.

Erwürgt, gefoltert, zer-
stückelt. Die Brutalität,
mit der die Kartelle in
Mexiko gegen ihre Geg-
ner und Kritiker vorge-

hen, ist weltweit bekannt. Besonders riskant ist es nicht nur im Norden, wo die
Kartelle um die Routen in die USA kämpfen, sondern auch an der Ostküste Mexi-
kos im Bundesstaat Veracruz. Dort sind seit Ende 2010 nicht weniger als zehn Jour-
nalisten, Fotografen und Reporter, ermordet worden – vier davon binnen einer
Woche.

Regina Martínez hieß das erste Opfer vom 28. April. Die erfahrene und enga-
gierte Journalistin arbeitete für das kritische Wochenmagazin Proceso, das sich im-
mer wieder detailliert mit dem Drogenkrieg in Mexiko beschäftigt, und Hinter-
gründe recherchierte – auch die Verbindungen zum politischen Establishment.
Das ist lebensgefährlich und Mexikos Journalisten sind dabei oftmals auf sich 
allein gestellt. Schutz von Seiten des Staates gibt es nur selten und die zentrale 
Herausforderung ist Aufklärung. „Nur drei Prozent der Kapitalverbrechen werden
aufgeklärt“, erklärt Sara Lovera, eine bekannte Journalistin in Mexiko. Sie arbeitet
in der „Casa de Protección“ mit, dem Haus zum Schutz der Journalisten in Mexiko
Stadt.

Mindestens 83 Journalistenmorde wurden seit dem Jahr 2000 registriert. Nur
in zwei Fällen konnten die Täter ermittelt werden, kritisiert Lovera – Alltag in 
Mexiko. Das war auch ein Grund, weshalb einer der drei Pressefotografen, deren
Leichen am 3. Mai aus dem Wasser eines Kanals in Veracruz gefischt wurden, den
Job zwischenzeitlich an den Nagel gehängt hatte. Zu gefährlich war Esteban Rod-
ríguez die Arbeit geworden. Für die örtliche Tageszeitung Notiver waren seine bei-
den Kollegen Gabriel Huge und Guillermo Luna hingegen im Einsatz und wussten
um das Risiko. Luna und Huge verließen bereits letzten Sommer vorübergehend
die Region, nachdem Lunas Freundin und Kollegin sowie ein Kolumnist der Zei-
tung mit seiner Familie ermordet worden waren. Geschützt hat es die Bildreporter
nicht und der Mord an den drei Journalisten ist für Sara Lovera ein Signal an die
mexikanische Politik. „Die hat gerade ein Gesetz für den Schutz von Journalisten
und Menschenrechtsverteidigern verabschiedet und die Botschaft ist wohl eindeu-
tig“, erklärt die Journalistin mit bitterer Stimme.

Sie hält auch wenig von der pauschalen Erklärung von Politik und Medien,
dass die Kartelle hinter all den Morden an Journalisten stecken. Zwar tobt der Krieg
der Kartelle mit brutaler Härte in Mexiko, doch unter dem Deckmantel des Dro-
genkrieges wird auch so mancher perfider Mord aus ganz anderen Motiven began-
gen. „Wir haben recherchiert, dass für rund sechzig Prozent der Morde an Journa-
listen lokale Kaziken verantwortlich sind“, so die engagierte Frauenrechtlerin, die
sich auch mit den zahlreichen Frauenmorden in Mexiko beschäftigt. Das Grund-
problem sei, dass zu wenig und nicht konsequent ermittelt werde. „Wir brauchen
ein neues Justizsystem“, fordert die mutige Frau. Die staatliche Untätigkeit kriti-
siert auch die Organisation Reporter ohne Grenzen (ROG). Für die ist Mexiko das
gefährlichste Land der westlichen Welt für Berichterstatter. Mit der Ausrufung des
staatlichen Krieges gegen die Drogenkartelle unter Präsident Felipe Calderón Ende
2006 habe sich die Situation noch verschlimmert. Insgesamt seien in den vergan-
genen zehn Jahren 83 Journalisten in Mexiko getötet worden, weitere 14 ver-
schwanden spurlos. In 35 Fällen stand der Tod der Journalisten erwiesenermaßen
im Zusammenhang mit ihrer Arbeit.                                                 Knut Henkel n

Zunehmende Gewalt
Brasilien: Erneut Journalist erschossen

In der Nordostbrasilianischen Hauptstadt São Luis
wurde am Abend des 23. April der Journalist Décio Sá
erschossen. Der 42-jährige Reporter der Zeitung „O Es-
tado do Maranhão“ war vor allem aufgrund seines kri-
tischen Blogs „Blog de Décio“ bekannt, in dem er über
Lokalpolitik, Korruption und organisierte Kriminalität
berichtete. 

Die simple Art und Weise wie Décio Sá ermordet
wurde, ist typisch für einen Auftragsmord in Brasilien:
Zwei Männer auf einem Motorrad fahren vor der Bar
Estrela Dalva im bei Touristen beliebten Strandviertel
von São Luis vor. Der Sozius steigt ab, geht in die Bar,
feuert zwei Schüsse in den Rücken sowie vier Schüsse
in den Kopf des Journalisten und verschwindet per
Motorrad. Laut ersten Ermittlungen verwendete der
Mörder eine Pistole der brasilianischen Militärpolizei,
Kaliber 40.

Décio Sá ist bereits der vierte ermordete Journalist
in Brasilien in diesem Jahr. „2011 war mit drei ermor-
deten Journalisten bereits ein tödliches Jahr für die
brasilianischen Medien“, so Reporter ohne Grenzen.
2012 drohe nun noch weitaus blutiger zu werden. Für
den Präsidenten der Journalistengwerkschaft von
Maranhão, Leonardo Monteiro, sei die Ermordung des
Repoters des „O Estado do Maranhão“ ein weiteres At-
tentat gegen die Pressefreiheit.

Das International Press Institute (IPI) hatte erst
jüngst vor der zunehmenden Gewalt gegen Journalis-
ten in Brasilien gewarnt. Décios Hinrichtung unter-
streiche die Gefahren, denen investigative Journalis-
ten in Brasilien drohen. „Wir fordern von den Bun-
des- und Landesbehörden sowie der örtlichen Polizei,
eine gründliche Untersuchung des Vorfalls. Die Ver-
antwortlichen müssen verfolgt und verhaftet wer-
den“, so der stellvertretender IPI-Direktor Anthony
Mills.                      Norbert Suchanek, Rio de Janeiro n

Recherchieren unter dem
Blick der Polizei –

Reporter bei der Arbeit 
in einem Mordfall in 

Ciudad Juárez (Mexiko)
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RIVIERA LEVANTO
Tor zur 5TERRE

FeWo mit Balkon und Meerblick,
30 m vom Strand.

Idealer Ausgangspunkt
zum Wandern und Rad fahren.

Tel. 0039-3356871576
www.cinqueterreparadise.com

Veranstaltungen und Seminare 
für Selbstständige und Freie in Hamburg

  Anmeldung NUR ONLINE: freie.hamburg.verdi.de/veranstaltungen

Die Teilnahme ist kostenlos. Veranstaltungsort: 
Gewerkschaftshaus, Besenbinderhof 60, Ebene 9, Raum St. Georg
Eine schriftliche Anmeldung online ist erforderlich. 

  Honorarausfall und Ausfallhonorar

21. Juni 2012, 17 – 19 Uhr

Was kannst du fordern, wenn der Kunde plötzlich kündigt oder dein Werk
nicht veröffentlicht wird? Was steht uns nach Gesetz und Verträgen zu 
und was ist unsere Realität? Wir werten Honorarverträge aus und spielen
Regelungsvarianten durch. 
Referent: Wolfgang Kreider, Rechtsanwalt und ver.di-Sekretär
Moderation: Beate Schwartau, Unternehmungsberaterin & Coach

  Alltag heißt Veränderung – Lernen macht uns dafür fit!

18. Juli 2012, 19 – 21 Uhr

Wann beginnt Wandel eigentlich und wie nimmt man ihn rechtzeitig wahr?
Warum reagiert man oft erst nach „einem großen Knall“. 
Durch „lebenslanges Lernen“ kann man diesem Phänomen beikommen.
Referent: Marcus Hampel, Changemanager und Unternehmensberater
Moderation: Ulrike Fürniß, Selbstständige und Freie, ver.di Hamburg

Münchner Filmwerkstatt: Jour fixe
Jeden 15. des jeweiligen Monats lädt die Münchner Filmwerkstatt zum 
Jour fixe ins film.coop auf der Schwanthalerhöhe unweit der Donnersberger
Brücke in München ein. Die Räume von film.coop befinden sich im Ge-
werbehof Westend in der Westendstraße 123 im 2. Stock. Kostenlose
Parkplätze gibt es im Innenhof, Einfahrt in der Trappentreustraße 20.
Weitere Hinweise unter: http://film.coop

Ab 20 Uhr treffen sich Filmschaffende und alle, die es werden wollen, um 
zu tratschen und zu trinken, sich auszutauschen und zu neuen Projekten
aufzubrechen. Jede und jeder, der selbstorganisierte Film- und Medien -
produktionen im Raum München initiieren, unterstützen oder bei ihnen mit-
arbeiten will, ist herzlich willkommen: Film- und Videoamateure, Filmhoch-
schüler, freie Filmemacher, Profis. Männer und Frauen. Schauspieler, Autoren,
Regisseure, Organisatoren, Tonmeister, Kameraleute, Ausstatter, Computer-
künstler, Maskenbildner, Fotografen, Head of Departments …
Etwa um 21 Uhr geht die Musik aus und der Scheinwerfer an: Jeder, der es
wünscht, bekommt drei Minuten Aufmerksamkeit, kann sich, sein Projekt
und sein Anliegen vorstellen und so die Basis für anschließende Gespräche
zu schaffen. Weitere Informationen unter http://www.muenchner-filmwerk-
statt.de/jourfixe.htm – und der Eintritt ist natürlich frei.



Logistik ist lebenswichtig für die Infrastruktur unserer
globalisierten Wirtschaft, schließlich wird fast ein Drittel aller
weltweit hergestellten Waren exportiert. So viel Mobilität hat
Auswirkungen auf die Umwelt. Im Jahr 2000 erzeugte der
Transportsektor (einschließlich privaten Transports, Autover-
kehr, Fluglinien etc.) 14 Prozent aller weltweiten Treibhausgase,
der Hauptursache des Klimawandels. Damit trägt die moderne
Logistik nicht nur Verantwortung für Kunden und Mitarbeiter,
sondern auch für die Umwelt.

Als größter Logistiker und Marktführer in vielen Segmenten
sind wir mit rund einer halben Million Beschäftigten in über
220 Ländern aktiv. Mit unseren Fahr- und Flugzeugen
tragen wir – wie andere Logistiker und Millionen Privatautos
auch – zum Treibhauseffekt und zur Erderwärmung bei. Doch
dank unserer Größe können wir etwas bewirken. Und das
wollen wir auch: Nämlich die Nr. 1 auch beim Thema Nach-
haltigkeit sein. Deshalb wollen wir den CO2-Ausstoß für jeden
zugestellten Brief, jedes versendete Päckchen, jeden verschiff-
ten Container und jeden Quadratmeter Betriebsgebäude bis
2020 um 30 Prozent senken.

Unser wachsendes Angebot an umweltfreundlichen Dienst-
leistungen unterstreicht unser Bemühen um klimafreundliches
Wachstum. Mit Hilfe modernster Technologien entwickeln wir
kreative Lösungen, die Transporte energieeffizienter und unser
gesamtes Geschäft umweltfreundlicher machen.

Ein gutes Beispiel ist unser neues europäisches Luftfahrtdreh-
kreuz in Leipzig. Dort statten wir ca. 1.000 m2 Dachfläche mit
Solarzellen zur Stromerzeugung aus. Hocheffiziente Kraft-
Wärme-Kopplung deckt unseren gesamten Bedarf an Strom,
Heizung und Kühlung. Damit senken wir den CO2-Ausstoß
um mehr als 3.000 Tonnen im Vergleich zu konventionellen
Technologien. Außerdem sammeln wir Regenwasser für die
Reinigung unserer Flugzeuge, wozu sonst 3.000 m3 Trinkwasser
nötig wären.

Ausgewogenheit und Augenmaß – das muss moderne
Logistik auszeichnen, will sie ihrer Verantwortung für
Kunden, Mitarbeiter und Umwelt gerecht werden. Wir
schonen Ressourcen und bekennen uns zum Klimaschutz.
Mehr Informationen finden Sie unter www.gogreen.de.

WIR HALTEN DINGE IN BEWEGUNG
UND ACHTEN DABEI AUF DIE UMWELT:
DAS VERSTEHEN WIR UNTER GOGREEN.


